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Hermann Adam

Instrumente der Arbeitsmarktpolitik

Wihrend die sechziger Jahre in der Bundesre-
publik — mit Ausnahme des Rezessionsjahres
1967 — durch anhaltende Vollbeschiftigung
gekennzeichnet waren'), stieg mit Beginn der
siebziger Jahre die Arbeitslosigkeit zundchst
von Jahr zu Jahr an, erreiche 1975 mit 1,74
Mio. Arbeitslosen (Arbeitslosenquote: 4,7
v.H)) ihren vorldufigen Héhepunkt und blieb
seitdem auf einem im Vergleich zum Jahr-
zehnt davor nie gekannten hohen Niveau. Die-
ser Beitrag befaBt sich zundchst mit den Ursa-
chen dieser Arbeitslosigkeit. Danach werden
die vorhandenen Instrumente zu ihrer Be-
kdampfung behandelt. Das abschlieBende Kapi-
tel stellt dar, welche Grenzen den einzelnen
Instrumenten in ihrer Wirksamkeit gesetzt
sind; es geht dabei auch auf die Standpunkte
der Sozialpartner ein.

Um die Ursachen der Arbeitslosigkeit zu ver-
stehen, muB man sich vergegenwirtigen, dafl
es auf dem Arbeitsmarkt, wie auf allen ande-
ren Mirkten auch, Angebot und Nachfrage
gibt, in diesem Fall ein Angebot an und eine
Nachfrage nach Arbeitskréften. Arbeitslosig-
keit entsteht demzufolge dann, wenn die Un-
ternehmen und der Staat weniger Arbeits-
krifte nachfragen als Personen Arbeitsplétze
suchen, d. h. Arbeitskraft anbieten. Es ist also
bei der Frage nach den Ursachen der Arbeits-
losigkeit zu untersuchen, wovon das Angebot
an und die Nachfrage nach Arbeitskraften ab-
hingen und weshalb sie seit Beginn der siebzi-
ger Jahre auseinanderklaffen.

Die Nachfrage nach Arbeitskréften hingt ent-
scheidend von zwei GréBen ab: Der Hohe der

!) Welchen Grad an Arbeitslosigkeit man doch mit
Vollbeschiftigung gleichsetzt, ist in der Wirt-
schaftswissenschaft nicht eindeutig definiert, son-
dern hingt von den jeweils dahinterstehenden In-
teressen ab. In Anlehnung an die ersten mittelfristi-
gen Zielprojektionen der Bunderegierung — von
denen sie seit Verschirfung der Lage auf dem
Arbeitsmarkt allerdings abgeriickt ist — wird hier
unter Vollbeschiftigung ein Zustand verstanden,
bei dem die jahresdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote zwischen 0,8 und 1,2 Prozent liegt.

| 3

I. Ursachen der Arbeitslosigkeit

Produktion bzw. des Produktionszuwachses
(= wirtschaftliche Wachstumsrate) und der
Entwicklung des technischen Fortschritts. Die
Héhe der Produktion bzw. des Wachstums
richtet sich wiederum nach dem Niveau der

INHALT

L. Ursachen der Arbeitslosigkeit
IL Instrumente zur Bekdmpfung der
Arbeitslosigkeit
1. Beeinflussung der Nachfrage nach
Arbeitskréften
Konjunkturpolitik
ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen
Strukturpolitik

2. Beeinflussung des Angebots
an Arbeitskraften

Arbeitszeitverkiirzung

Verringerung der Zahl der Erwerbs-
tdtigen

Steuerung der Ausldnderbeschifti-
gung
Arbeitsvermittlung
Berufsberatung/Berufliche Weiterbil-
dung
III. Nachfrage- oder angebotsorientierte
Arbeitsmarktpolitik?

1. Grenzen der Wirksamkeit des
arbeitsmarktpolitischen Instrumenta-
riums

Konjunkturpolitik
Arbeitsbeschaffungsmafnahmen
Strukturpolitik
Arbeitszeitverkiirzung

Herabsetzung der flexiblen Alters-
grenze

2. Die Standpunkte der Sozialpartner

IV. SchluBfolgerungen — Aktive Arbeits-
marktpolitik fiir die achtziger Jahre

volkswirtschaftlichen Gesamtnachfrage nach
Giitern und Dienstleistungen. Je mehr Unter-
nehmen und Staat produzieren, um so mehr
Arbeitskréifte benbtigen sie. Dieser Zusam-
menhang bedarf keiner weiteren Erldute-
rung.
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Etwas komplizierter ist jedoch der Zusammen-
hang zwischen der Entwicklung des techni-
schen Fortschritts und der Nachfrage nach
Arbeitskréften. Der technische Fortschritt be-
wirkt, daB es moglich ist, mit derselben Zahl
von Arbeitskriaften mehr zu produzieren oder,
was dasselbe ist, die gleiche Menge mit einer
geringeren Zahl von Arbeitskriften zu erzeu-
gen. Nehmen wir nun folgenden Fall an: Die
Unternehmen erhdhen ihre Produktion nicht,
weil die Nachfrage nach ihren Produkten
nicht steigt. Gleichzeitig schreitet der techni-
sche Fortschritt um 10 v. H. fort, d. h., die Un-
ternehmen koénnen die gleiche Produktions-
menge jetzt mit 10 v.H. weniger Arbeitskraf-
ten herstellen. Die Nachfrage nach Arbeits-
kréften wiirde dann sinken.

Anders sidhe es dagegen aus, wenn der techni-

sche Fortschritt um 10 v.H. zunimmt, gleich-
zeitig aber die volkswirtschaftliche Gesamt-
nachfrage nach Giitern und Dienstleistungen
um 10v.H. steigt. Die Unternehmen wiirden
dann ihre Produktionsmenge um 10v.H. er-
weitern, brauchten dazu aber die gleiche Zahl
von Arbeitskrédften wie vorher fiir ihre um
10v.H. geringere Produktionsmenge. Die
Nachfrage nach Arbeitskriften wiirde dann
gleich bleiben.

Als groben Mafistab zur Messung des techni-
schen Fortschritts verwendet man das Pro-
duktionsergebnis je Erwerbstitigen, das man
auch Arbeitsproduktivitit nennt?). Sehen wir
uns das Wachstum, die Produktivitdt und die
Zahl der Erwerbstédtigen einmal fiir die Ver-
gangenheit an:

Bruttoinlandsprodukt, Produktivitit und Erwerbstétige in der Bundesrepublik Deutschland

Zuwachs
1959 1969 1979
gegeniiber
1950 1960 1970
Bruttoinlandsprodukt +979 +49,4 +28,9
Produktivitét " +63,4 +48,5 +344
Erwerbstitige +21,9 + 06 - 40

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.

Die tabellarische Ubersicht gibt die Entwick-
lung dieser GréoBen in den fiinfziger, sechziger
und siebziger Jahren wieder. Danach ist das
Bruttoinlandsprodukt (Summe der im Inland
fiir die letzte Verwendung erzeugten Giiter
und Dienstleistungen) von 1950 bis 1959 um
rund 98v.H, die Arbeitsproduktivitit um
63 v.H. gestiegen. Mit anderen Worten: Auf
Grund des technischen Fortschritts wurde
1959 von jedem Erwerbstdtigen durchschnitt-
lich 63 v.H. mehr erzeugt. Da sich jedoch die
Produktion insgesamt von 1950 bis 1959 um
98 v.H. erh&ht hatte, waren 22 v.H. mehr Er-
werbstitige erforderlich, um dieses Wachstum
zu erreichen. Die Nachfrage nach Arbeitskrif-
ten ist also gestiegen, weil die wirtschaftliche
Wachstumsrate erheblich {iber dem Anstieg
der Arbeitsproduktivitat lag.

Auch in den sechziger Jahren {ibertraf die
wirtschaftliche Wachstumsrate noch geringfii-
gig den Anstieg der Produktivitdt. So erhéhte
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sich das reale Bruttoinlandsprodukt im Zeit-
raum von 1960 bis 1969 um 49,4 v.H,, der Pro-
duktivitdtsfortschritt betrug demgegeniiber
nur  48,5v.H. Somit gilt fiir diese Periode
ebenso wie fiir die fiinfziger Jahre: Da jeder
einzelne Erwerbstditige im Durchschnitt nur
485v.H. mehr erzeugte, der Produktions-
zuwachs sich aber auf 49,4 v.H. belief, bend-
tigte man mehr Erwerbstitige, ndmlich
0,6 v.H. zusdtzlich, um dieses wirtschaftliche
Wachstum zu realisieren.

In den siebziger Jahren vollzog sich genau die
umgekehrte Entwicklung. Wahrend 1979 jeder
einzelne Erwerbstdtige im Durchschnitt auf-

-

?) Unter Arbeitsproduktivitit versteht man oft auch
as Produktionsergebnis je Arbeitsstunde. Hier
wird jedoch auf das Produktionsergebnis je Er-
werbstdtigen als Ausdruck der Arbeitsproduktivitét
zuriickgegriffen, um die Wirkung von Wachstum
und Arbeitsproduktivititssteigerung auf die Zahl
der Erwerbstétigen darzustellen.




grund des technischen Fortschritts in der Lage
war, rund 34 v.H. mehr zu erzeugen als 1970,
wurde die Produktion insgesamt nur um rund
29v.H. erhéht. Das bedeutet: Da die wirt-
schaftliche Wachstumsrate niedriger war als
der Produktivitétsfortschritt, bendtigte man

Erklarung der Arbeitslosigkeit vollziehen
miissen, besteht nun darin, zu erldutern, wes-
halb die Produktion nicht mehr so stark
wiichst wie frither. Unternehmen produzieren
viel, wenn viel nachgefragt wird, und wenig,
wenn wenig nachgefragt wird. Also liegt der

409000

Die Zukunft auf dem Arbeitsmarkt
Prognose fir die Bundesrepublik Deutschland = Veranderungen 1978 bis 1990

g 68000 46000

Bau- Gross-  Land-  Verkehr
gewerbe U.Einzel- wirtschaft
handel

Organi- Energie; Auto-
sationen, Wasser-
Verbande wirtschaft

industrie richten-
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Textil,
Kleidung schaffende gewerbe olverarbeitung

Nach- Maschinen- Elektro-
bau,EDV technik

Eisen- Druck- Chemie, Mineral-

u.NE-Industrie

Dienst-  Staat,Sozial-
leistungen versicherung
Guelles : Prognos

eine kleinere Zahl von Arbeitskréften, ndm-
lich 4v.H. weniger, um dieses geringere
Wachstum zu ermdoglichen?).

Das Problem, vor dem die Wirtschaft der Bun-
desrepublik steht, ist also: Die Produktion
wird nicht mehr so schnell ausgeweitet wie
friither (= das Wachstum ist niedriger), der
Produktivitétsfortschritt ist zwar im Vergleich
zu den fiinfziger und sechziger Jahren niedri-
ger, aber wiederum hdher als die Wachstums-
rate des Bruttoinlandsprodukts. Die Unterneh-
men bendtigen daher weniger Arbeitskrifte
als frither, die Nachfrage nach Arbeitskriften
ist gesunken. Der ndchste Schritt, den wir zur

%) Noch eine weitere, hier nicht explizit beriicksich-
tigte Grofe spielt fiir die Entwicklung der Zahl der
Erwerbstitigen eine wichtige Rolle: die Zahl der in
der Volkswirtschaft geleisteten Arbeitsstunden. Bei
gegebener wirtschaftlicher Wachstums- und Pro-
duktivititsfortschrittsrate wird die Zahl der Er-
werbstitigen um so geringer, je weniger die durch-
schnittlich je Erwerbstétigen geleistete Arbeitszeit
verkiirzt wird und umgekehrt.
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Hauptgrund fiir die geringere Produktionszu-
nahme in einem geringeren Zuwachs der
volkswirtschaftlichen Gesamtnachirage.

Fiir den im Vergleich zu frither geringeren
jahrlichen Nachfrageanstieg sind mehrere
Faktoren verantwortlich. Im Bereich des pri-
vaten Verbrauchs machen sich bei der Nach- *
frage nach industriellen Erzeignissen erste
Séttigungserscheinungen bemerkbar. Etwa
90 v.H. der privaten Haushalte besitzen zur
Zeit Kiihlschrinke, Staubsauger, Fernsehgera-
te, Uhren und Waschmaschinen. Die Herstel-
ler dieser Produkte konnen daher allenfalls
noch bei den untersten Einkommensschichten
mit Neukdufen rechnen. Ansonsten tritt nur
noch bei Ersatzbedarf Nachfrage auf. Hinzu
kommt die gegenwirtig riickldufige Bevolke-
rungszahl aufgrund der niedrigen Geburtenra-
te. Man rechnet allein von daher mit einer pro
Jahr niedrigeren Nachfrage von 1 v.H.

Ein weiterer Faktor, der den geringeren Nach-
fragezuwachs ausgelost hat, ist die sprung-
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hafte Rohstoffverteuerung, insbesondere des
Uls seit 1973/74. Alle Industrieldnder, die Roh-
stoffe einfiihren miissen, bendtigen seit dieser
Zeit mehr Devisen, vor allem US-Dollars, um
die Rohstoffimporte bezahlen zu kénnen. Wie
beschafft man sich diese zusdtzlichen Devi-
sen?

Zum einen kann ein Land versuchen, mehr zu
exportieren, um zusétzliche ausldndische Zah-
lungsmittel zu bekommen, zum anderen be-
steht die Méglichkeit, weniger zu importieren,
um Devisen einzusparen. In der Tat haben
viele Handelspartner der Bundesrepublik ver-
sucht, weniger zu importieren. Wenn aber an-
dere Linder weniger importieren, kann die
Bundesrepublik dorthin weniger exportieren.
Der rapide Riickgang der Exportnachfrage in
der Bunderepublik 1974/75, ausgelGst unter
anderem durch die Ulpreisverteuerung, und
der damit verbundene geringere Produktions-
zuwachs ist einer der Griinde fiir das Empor-
schnellen der Arbeitslosenzahlen Mitte der
siebziger Jahre,

Auch auf die inldndische Nachfrage, insbeson-
dere auf den privaten Verbrauch und die pri-
vaten Investitionen, bleibt die Rohstoffver-
teuerung nicht ohne Wirkung. Wenn sowohl
die privaten Haushalte als auch die Unterneh-
men mehr Geld fiir den Erwerb der Rohstoffe
oder fiir Giiter, die wegen eines hohen Roh-
stoffanteils stark im Preis gestiegen sind, aus-
geben miissen, bleiben ihnen weniger finan-
zielle Mittel fiir den Kauf anderer Giiter iibrig
(Beispiel: Ein privater Haushalt, der hohe
Heiz- und Benzinkosten zu tragen hat, muB
versuchen, diese héheren Ausgaben durch
Einsparungen auf anderen Gebieten wieder
wettzumachen). Folglich kann die inldndische
Nachirage insgesamt nicht mehr so schnell
steigen wie frither, was zu einem entspre-
chend niedrigerem wirtschaftlichen Wachs-
tum und negativen Effekten auf die Beschifti-
gung flihrt.

Verschirfend auf die Arbeitsmarktsituation,
weil sie die Nachfrage nach Arbeitskriften
verringert, wirkt ferner die Verlagerung von
Produktionsstdtten ins Ausland, speziell in so-
genannte Niedriglohnlinder. Unternehmen,
die international wegen verédnderter Wechsel-
kurse und gestiegener Kosten nicht mehr kon-
kurrenzfdhig sind, versuchen zunehmend, ihre
Wettbewerbsposition zu verbessern, indem sie
ihre Produktion in Linder verlagern, die ein
wesentlich niedrigeres Lohnniveau haben als
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die Bundesrepublik. Diese Verlagerung der
Produktion ist vor allem bei solchen Giitern
mdéglich, deren Herstellung keine qualifizier-
ten Arbeitskrafte erfordert; denn nur wenig
qualifizierte Arbeitskrifte sind in Niedrig-
lohnlédndern, meist Entwicklungsldndern, fiir
die Unternehmen verfiigbar. Dem Entstehen
von Arbeitsplitzen in den Entwicklungsldn-
dern steht allerdings der Verlust von Arbeits-
pldtzen in der Bundesrepublik gegeniiber.

Der Export von Arbeitsplitzen, wie man diese
Produktionsverlagerung in Niedriglohnldnder
auch nennt, ist keine auf die Bundesrepublik
beschridnkte Erscheinung; vielmehr sind alle
hochentwickelten Industrienationen von ihr
betroffen. Man spricht in diesem Zusammen-
hang von der Fortentwicklung der internatio-
nalen Arbeitsteilung: Entwicklungslinder
werden sich aller Voraussicht nach in Zukunft
auf die Produktion von Massengiiter speziali-
sieren, die technisch ausgereift und die her-
stellbar sind, ohne qualifizierte Arbeitskrifte
einsetzen zu miissen. Demgegeniiber werden
sich die Industrieldnder mit ziemlicher Sicher-
heit auf die Produktion solcher Giiter konzen-
trieren miissen, fiir deren Herstellung ein gro-
Ber technischer Aufwand und hochqualifi-
zierte Arbeitskrifte erforderlich sind.

Produktionsverlagerungen finden indessen
nicht nur in Niedriglohnldnder, sondern auch
in andere Industrieldander mit hohem Lohnni-
veau statt. Dies ist auf die mehrmaligen DM-
Aufwertungen zuriickzufiihren. Die Waren
aus der Bundesrepublik haben sich durch
diese Wechselkursinderungen auf den Aus-
landsmarkten so stark verteuert, daB sie dort
nicht mehr konkurrenzidhig sind. Viele Unter-
nehmen errichten daher in den Ldndern, in de-
nen sie groBe Absatzmédrkte haben, Zweig:
werke (z. B. VW in den USA); zum einen, um
die hohen Transportkosten einzusparen, zum
anderen, um von Wechselkursschwankungen
unabhédngig zu sein. Auf diese Weise wird die
Produktion von Giitern, die fiir den Export be-
stimmt sind, im Inland z.T. eingeschréankt und
im Ausland neu aufgenommen, was einen Ver
lust von Arbeitspldtzen im Inland nach sich
zieht.

Nachdem wir nun eingehend die Nachfrage
nach Arbeitskriften und ihre Bestimmungs:
faktoren behandelt haben, kénnen wir uns der
Angebotsseite des Arbeitsmarktes zuwenden
Das Angebot an Arbeitskrédften wird von def
Entwicklung des Arbeitskréftepotentials be:
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stimmt. Unter Arbeitskriftepotential oder
auch Erwerbstdtigenpotential versteht man
die Zahl der Ménner und Frauen im erwerbs-
fahigen Alter (also zwischen 15 und 65 Jahren),
die 'sich am Erwerbsleben beteiligen wollen
und deshalb einen ihrer Qualifikation entspre-
chenden Arbeitsplatz benétigen. Die Entwick-
lung des Erwerbspersonenpotentials und da-
mit das Angebot an Arbeitskriften héngt folg-
lich ab

1. von der Entwicklung der inldndischen und
ausldindischen Wohnbevélkerung, die zusam-
menhdngt mit

a) der Altersstruktur der Bevélkerung,

b) der Differenz zwischen Sterbefédllen und
Geburten,

¢) den internationalen Wanderungen von
Arbeitskrdften;

2. von der Erwerbsbeteiligung (Erwerbsquo-
te), d. h. vom Prozentsatz der Bevdlkerung, der
sich am Erwerbsleben beteiligen will.

Das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung in Niirnberg (IAB), ein der Bundesan-
stalt fiir Arbeit angegliedertes Arbeitsmarkt-
forschungsinstitut, hat die Entwicklung des in-
ldndischen Arbeitskriftepotentials bis 1990
vorausgeschédtzt. Danach wird das deutsche
Erwerbspersonenpotential bis 1990 auf knapp
25,5 Mio. Personen, das sind fast 1 Mio. mehr
als 1975, zunehmen*). Ursache dieses Anwach-
sens des inldndischen Angebots an Arbeits-

kriften ist der Altersaufbau der Bevélkerung:
Die Jahrgédnge, die aktiv am Zweiten Welt-
krieg teilgenommen haben und wegen der da-
bei erlittenen Verluste stark unterbesetzt
sind, erreichen das Rentenalter und scheiden
aus dem Erwerbsleben aus. Gleichzeitig wach-
sen die geburtenstarken Jahrgénge der sechzi-
ger Jahre in das erwerbsfdhige Alter hinein, so
dabB in jedem Jahr mehr junge Arbeitskréfte in
das Erwerbsleben eintreten (zirka 100000) als
alte ausscheiden. Diese Berechnungen des
IAB berticksichtigen bereits, da die Zahl der
Jugendlichen, die eine ldngere Ausbildung
durchlaufen, steigt und eine Reihe von Mén-
nern von der im Rahmen der flexiblen Alters-
grenze (ab 63 Jahre) geschaffenen Méglichkeit
einer Pensionierung vor Vollendung des
65. Lebensjahres Gebrauch machen. '

Daraus ergibt sich fiir die Arbeitsmarktsitua-
tion folgendes Bild: Auf der einen Seite nimmt
die Nachfrage nach Arbeitskriften wegen des
geringeren Wirtschaftswachstums ab, auf der
anderen Seite steigt das Angebot an Arbeits-
krédften an. Angebot und Nachfrage auf dem
Arbeitsmarkt &ffnen sich somit wie eine
Schere und entwicklen sich auseinander.
Ohne arbeitsmarktpolitische MaBnahmen
droht deshalb der Bundesrepublik ein Heer
von Arbeitslosen, dessen GréBe Experten des
IAB fiir 1990 unter besonders unglinstigen Be-
dingungen auf iiber 3 Millionen schétzen ®).

IL. Instrumente zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit

Um Angebot und Nachirage auf dem Arbeits-
markt einander wieder anzunédhern, gibt es so-
wohl Instrumente, die auf die Nachfrage, als
auch Mittel, die auf das Angebot an Arbeits-
kriften einwirken.

1. Beeinflussung der Nachfrage nach
Arbeitskriften

Konjunkturpolitik

Unternehmen stellen nur dann neue Arbeits-
krifte ein, wenn sie aufgrund gestiegener
Nachfrage nach ihren Erzeugnissen die Pro-

‘) Vgl. W, Klauder, P. Schnur, Mégliche Auswirkun-
gen der letzten Rezession auf die Arbeitsmarktent-
wicklung bis 1990, in: Beitrige aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung, Nr. 16.

;

duktion erhéhen und diese Ausweitung der
Produktion den Einsatz zusdtzlicher Arbeits-
kréfte erfordert. Die Nachfrage der Unterneh-
men nach Arbeitskrédften kann somit von der
Wirtschaftspolitik dadurch beeinflut werden,
daB die volkswirtschaftliche Gesamtnachfrage
erhoht wird. Hierzu stehen eine Reihe von In-
strumenten der Konjunkturpolitik zur Verfii-

gung°).
Unter Konjunkturpolitik versteht man alle
wirtschaftspolitischen MaBnahmen, deren

) Diese besonders ungiinstige Variante der
Arbeitsmarktentwicklung gilt fiir den Fall, daf die
Wachstumsrate in den achtziger Jahren durch-
schnittlich nur 2,5 Prozent betrigt.

¢) Zu den Instrumenten der Konjunktu
ausfiihrlich H., Adam, Bausteine der
schaftslehre, Kéln 19807, S. 311f.

litik vgl.
olkswirt-
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Einsatz die zyklischen Konjunkturschwankun-
gen, die sich in einem Auseinanderklaffen von
volkswirtschaftlichem Gesamtangebot und
volkswirtschaftlicher Gesamtnachfrage aus-
prégen, mildern sollen. Zu unterscheiden ist
dabei zwischen der Geld- und Kreditpolitik
der Notenbank und der Finanzpolitik der &f-
fentlichen Hand, d. h. von Bund, Lindern und
Gemeinden.

Die Geld- und Kreditpolitik der Notenbank
kann nur indirekt auf die volkswirtschaftliche
Gesamtnachfrage einwirken; durch Niedrig-
zinspolitik und eine ausreichende Liquiditits-
versorgung (= Versorgung mit Zahlungsmit-
teln) kann sie die Voraussetzung fiir eine
arbeitsmarktpolitisch gewiinschte gesamt-
wirtschaftliche Nachfragesteigerung schaffen.
Ob indessen die privaten Haushalte und ins-
besondere die Unternehmen tatséchlich von
der Méglichkeit Gebrauch machen, giinstige
Kredite aufzunehmen und diese aufgenomme-
nen Gelder fiir Giiter und Dienstleistungs-
kdufe zu verwenden, hdngt vom Verhalten der
einzelnen Wirtschaftssubjekte ab.

Die Finanzpolitik der Gebietskodrperschaften
kann ebenfalls zum Teil indirekt, zum Teil
aber auch direkt auf die volkswirtschaftliche
Gesamtnachfrage einwirken. Eine indirekte
Beeinflussung liegt vor, wenn etwa nach dem
Stabilitdtsgesetz die Lohn-, Einkommen- und
Korperschaftssteuersatze zeitlich befristet um
bis zu 10 v.H. herabgesetzt werden. Ebenso
wie bei der Geld- und Kreditpolitik hingt auch
hierbei die Wirkung dieser MaBnahme vom
Verhalten der Wirtschaftssubjekte ab. Die pri-
vaten Haushalte miissen die ihnen aufgrund
der Steuererleichterungen zugeflossenen zu-
sdtzlichen Mittel tatsdchlich verausgaben und
die Unternehmen miissen mit den ihnen ver-
bliebenen Geldern wirklich investieren, wenn
ein expansiver Effekt auf die volkswirtschaftli-
che Gesamtnachfrage erzielt werden soll. Vor-
aussetzung fiir einen derartigen gesamtwirt-
schaftlichen Impuls ist dabei allerdings, daB
der Staat nicht gleichzeitig mit den Steuerer-
leichterungen seine Ausgaben kiirzt.

Direkt auf die volkswirtschaftliche Gesamt-
nachfrage wirken hingegen finanzpolitische
MaBnahmen, bei denen Bund, Lander und Ge-
meinden selbst als Auftraggeber bzw. Kdufer
am Markt auftreten. Dies geschieht beispiels-
weise, wenn StraBien oder Krankenhéuser ge-
baut oder Riistungsgiiter in Auftrag gegeben
werden. So wurden bereits 1966/67 zur Uber-
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windung der damaligen Rezession zwei Even-
tualhaushalte mit einem Volumen von zusam-
men 7.8 Milliarden DM verabschiedet. Even-
tualhaushalt bedeutet: es werden neben dem
normalen, laufenden Haushalt zusédtzliche
staatliche Ausgaben genehmigt und vom Staat
getdtigt, um die volkswirtschaftliche Gesamt-
nachfrage zu steigern und die wirtschaftliche
Wachstumsrate zu erhéhen. Man schétzt, daB
die damaligen Konjunkturprogramme rund
300000 Arbeitspldtze geschaffen haben?’).

Verstarkt wurde dieses Instrument expansi-
ver Finanzpolitik zur Stiitzung der volkswirt-
schaftlichen Gesamtnachfrage seit dem Be-
schéiftigungseinbruch 1974/75 eingesetzt. Un-
ter anderem wurden verabschiedet 8):

— im Februar 1974 das Sonderprogramm fiir
Gebiete mit besonderen Strukturproblemen
zum Abbau struktureller Schwierigkeiten und
von Beschaftigungsrisiken in Héhe von 900
Mio. DM;

— im September 1974 das Sonderprogramm
zur Beschéftigungssicherung in der Bauwirt-
schaft mit einem Volumen von 950 Mio. DM;

— im Dezember 1974 das Programm zur For-
derung von Beschiftigung und Wachstum, das
neben anderen MaBnahmen ein Investitions-
programm des Bundes in Héhe von 1,1 Milliar-
den DM vorsah;

— im August 1975 das Programm zur Stér-
kung von Investitionen im Umfang von 575
Milliarden DM;

— im Mai 1977 das Programm fiir Zukunftsin-
vestitionen mit einem Volumen von 16 Mil-
liarden DM.

Nach Schétzungen des Bundesfinanzministe-
riums konnten mit den von Februar 1974 bis
August 1975 durchgefiihrten Konjunkturpro-
grammen zwischen 1974 und 1976 etwa 235000
Arbeitsplétze gesichert werden 9). Die Beschif-
tigungswirkung des von 1977 bis 1980 laufen-
den Programms fiir Zukunftsinvestitionen

7) Vgl L. Reyher, Uber die Auswirkungen der bei:
den Kcn]u.nktu:pro ramme von 1967 auf das
Arbeitsvolumen, in: Mitteilungen des Instituts fiir
Arbeitsmarkt- und Berufsfnrsc%ung. Heft 3/1968.
5) Vn%l. H. Adam, Brauchen wir eine neue Wirt:
schaftspolitik?, Kéln 19787 S. 1281

%) Nach Angaben des Bundesfinanzministers im
Deutschen Bundestag in der 15.Sitzung am 2.3
1977 (Protokoll), in: Bundesanstalt fiir Arbeit (&
Kiihl, A. G. Paul, D. Blunk), Uberlegungen II zu einer
\]rg;gugscal{';auenden Arbeitsmarktpolitik, Nirnberg



wird mit 67000 Arbeitspldtzen pro Jahr veran-
schlagt 1%). Alle Programme waren indessen —
das sollte in diesem Zusammenhang nicht un-
erwihnt bleiben — aus den laufenden Steuer-
einnahmen allein nicht zu finanzieren. Viel-
mehr muBte der Staat, um diese konjunkturpo-
litischen MaBnahmen zur Bekd@mpfung der
Arbeitslosigkeit durchfiihren zu kénnen, Kre-
dite aufnehmen — ein Grund fiir die derzeit
hohe Staatsverschuldung.

Wichtiges, allerdings wiederum nur indirekt
wirkendes Instrument, mit dem versucht wird,
die Nachfrage nach Arbeitskriften zu stei-
gern, ist die Investitionszulage. Hierbei han-
delt es sich um staatliche Zuschiisse zu den In-
vestitionskosten der Unternehmen (meist
7.5 v.H. der Investitionssumme), wenn die In-
vestition innerhalb des vom Staat festgesetz-
ten und befristeten Zeitraums vorgenommen
wird. Im Rahmen des bereits erwdhnten
Programms zur Férderung von Beschéftigung
und Wachstum vom Dezember 1974 war eine
derartige Investitionszulage in Héhe von rund
7 Milliarden DM enthalten. Ziel dieser MaB-
nahme war es, die private Investitionstatigkeit
anzuregen, um iiber den dabei auftretenden
Nachfrage- und Wachstumseffekt die Beschif-
tigung zu sichern.

Arbeitsbeschaffungsmafnahmen

Wihrend die eben beschriebenen konjunktur-
politischen Instrumente die Nachfrage nach
Arbeitskrdften dadurch beeinflussen wollen,
daB sie {iber eine Steigerung von Nachfrage
und Produktion einen zusétzlichen Bedarf an
Arbeitskréften auslésen, setzen die Arbeitsbe-
schaffungsmainahmen (ABM) unmittelbar bei
der Nachfrage nach Arbeitskraften an. Denn
hierbei werden Unternehmen bei Einstellung
von Arbeitskriften Zuschiisse zu den Lohn-
kosten zwischen 50 v.H. bis zur Ubernahme
der vollen Héhe des Arbeitsentgelts gewdhrt.
Mit diesem Mittel, das — betriebswirtschaft-
lich betrachtet — einer Lohnkostensenkung
fiir die Unternehmen gleichkommt, versucht
man sie — im Gegensatz zur Konjunkturpoli-
tik — zu veranlassen, Arbeitskrifte nicht des-
halb einzustellen, weil die Produktionsauswei-
tung dies erfordert, sondern deshalb, weil die
Arbeitskrifte billig sind.

Ein besonderer Vorteil dieses Instruments
liegt darin, daB man es regional oder auch

') Ebenda, S. 67.
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nach Personengruppen differenziert einsetzen
kann. Von dieser Méglichkeit machte man im
Rahmen der Konjunkturprogramme auch re-
gen Gebrauch. So wurden im Rahmen des
Programms der Bundesregierung zur Forde-
rung von Stabilitédt, Beschiftigung und Wachs-
tum vom 16. Dezember 1974 Lohnkostenzu-
schiisse in H6he von 60 v.H. des Bruttoarbeits-
entgelts an Arbeitgeber gezahlt, wenn sie bis
zum 1. Mai 1975 Arbeitnehmer einstellten, die
mindestens drei Monate arbeitslos gemeldet
waren und in einem Arbeitsamtsbezirk wohn-
ten, dessen Arbeitslosenquote in den letzten
drei Monaten vor dem 1. Dezember 1974 je-
weils 0,5 v.H.-Punkte iiber der Arbeitslosen-
quote des Bundesgebietes lag. Das Schwerge-
wicht der Beschiftigungshilfen lag damit auf
Arbeitsamtsbezirken mit iiberdurchschnittli-
chen Arbeitslosenquoten. 600 Mio. DM wur-
den fiir diese MaBnahmen bereitgestellt.

Das Programm der Bundesregierung zur Star-
kung von Investitionen vor allem im Bausek-
tor vom August 1975 sah die Gewdhrung von
Zuschiissen und Darlehen zur Férderung zu-
sdtzlicher MaBnahmen zur Arbeitsbeschaf-
fung vor. Allein fiir ArbeitsbeschaffungsmaB-
nahmen im Hoch- und Tiefbau wurden 400
Mio. DM reserviert.

Weitere ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen ent-
hielten unter anderem:

— das arbeitsmarkt- und berufsbildungspoli-
tische Sonderprogramm vom 5. Febraur 1976
mit Beschaftigungshilfen fiir besondere Perso-
nengruppen des Arbeitsmarktes wie Jugendli-
che, dltere Arbeitnehmer, Schwervermittelba-
Ie;

— das Programm zur Stiitzung der Bauwirt-
schaft und zur Bekdmpfung der Arbeitslosig-
keit vom 25. Mai 1977. Geférdert wurden hier-
bei mit Lohnkostenzuschiissen von minde-
stens 60 v.H. Arbeiten, an denen ein &ffentli-
ches Interesse bestand und die sonst nicht,
nicht in demselben Umfang oder erst zu einem
spateren Zeitpunkt ausgefiihrt worden wéren.
Zielgruppen waren vor allem Landarbeiter
und Arbeitskréifte mit Biiro- und Verwaltungs-
berufen sowie dltere Arbeitslose, Frauen, be-
ruflich weniger qualifizierte Personen und
Teilzeitarbeitskrifte. Sowohl Gemeinden als
Arbeitgeber als auch Unternehmen der Privat-
wirtschaft konnten sich um die Mittel bewer-
ben.

Die Beschéftigungswirkungen aller Arbeitsbe-
schaffungsmaBnahmen im Zeitraum von 1973
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bis 1978 schitzt die Bundesanstalt fiir Arbeit
auf durchschnittlich 48000 Arbeitspldtze pro
Jahr').

Strukturpolitik

Die Nachfrage nach Arbeitskréften kann in
bestimmten, wirtschaftlich schwachen Gegen-
den deshalb zu niedrig sein, weil nicht genii-
gend Unternehmen bereit sind, sich dort anzu-
siedeln. Es bedarf daher MaBinahmen der re-
gionalen Strukturpolitik, um in diesen Gegen-
den geniigend Arbeitspldtze zu schaffen und
die Nachfrage nach Arbeitskriften dem dort
vorhandenen Angebot an Arbeitskriften an-
zupassen. Da es bei der regionalen Strukturpo-
litik im wesentlichen darum geht, die Stand-
ortentscheidungen von Unternehmen zugun-
sten der strukturschwachen Gebiete zu beein-
flussen, setzen die Instrumente bei all denjeni-
gen Faktoren an, die auf die Standortwahl ein-
wirken !2),

Das am hdufigsten angewandte Mittel besteht
in der Verbilligung der Produktionsfaktoren
fiir die Unternehmen. Die Gemeinde stellt bei-
spielsweise dem ansiedlungswilligen Unter-
nehmen ein besonders preisgiinstiges Grund-
stiick zur Verfligung oder der Staat iiber-
nimmt eine bestimmte Zeitlang Teile der
Lohn- und Gehaltskosten oder er zahlt Zu-
schiisse zu den Investitionskosten.

Als weitere MaBnahmen sind denkbar:

— Energie, also Strom, Wasser, Gas, preisgiin-
stig am Standort anzubieten;

— fiir das Unternehmen entstehende Trans-
portkosten durch preiswerte Verkehrstarife
zu senken;

— den Bezug von Rohstoffen oder sonstiger
Materialien, die das Unternehmen bei der Pro-
duktion weiterverarbeitet, zu verbilligen;

— den Absatz der erzeugten Giiter zu erleich-
tern, indem Subventionen gewédhrt werden,
damit die Erzeugnisse preisgiinstiger angebo-
ten werden kénnen;

— ganz allgemein fiir bestimmte Regionen
Steuer- oder Abschreibungserleichterungen
einzurdumen.

Alle diese MaBnahmen haben eines gemein-
sam: Sie zielen darauf ab, fiir die Unternehmen

1) Ebenda, S. 32.
%) Vgl. dazu ausfiihrlich H.-F. Eckey, Grundlagen
der regionalen Strukturpolitk, Kéln 1978,
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in einer bestimmten Region die Kosten zu sen-
ken und damit Nachteile gegeniiber Unter-
nehmen an anderen Standorten auszuglei-
chen. Uber diese Anreize zur Investition und
Produktion soll dann mittelbar auch die Nach-
frage nach Arbeitskréften in dieser Region er-
héht werden.

Regionale Strukturpolitik beschrénkt sich in-
dessen nicht allein darauf, Unternehmen di-
rekt zu férdern. Da die unternehmerischen
Standortentscheidungen auch von der Aus-
stattung der einzelnen Orte vor allem mit Ver-
kehrsverbindungen und Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen beeinflufit werden, bemii-
hen sich strukturpolitische MaBinahmen auch
darum, die Infrastruktur strukturschwacher
Gebiete zu verbessern, um dadurch Unterneh-
men zur Ansiedlung anzulocken.

Die Grundlage der regionalen Strukturpolitik
ist das Gesetz iiber die ,Gemeinschaftsaufgabe
Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur' vom 6. Oktober 1968, in dem die
regionale Strukturpolitik zu einer gemeinsa-
men Angelegenheit von Bund und Lindern er-
kldrt wird. Paragraph 1 dieses Gesetzes legt
fest, daB all jene Gebiete zu fordern sind, ,de-
ren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bun-
desdurchschnitt liegt oder erheblich darunter
abzusinken droht und in denen Wirtschafts-
zweige vorherrschen, die vom Strukturwandel
in einer Weise betroffen oder bedroht sind,
daB negative Riickwirkungen auf das Gebiet in
erheblichem Umfang eingetreten oder abseh-
bar sind"13).

Um Unternehmen fiir die Ansiedlung in die-
sen Gebieten zu gewinnen, gewéhrt der Staat
Investitionszuschiisse, die sich, je nachdem, in
welchem Ort sich das Unternehmen niederlas-
sen will, zwischen 15 und 25v.H. bewegen

3) Bei der Einteilung des Bundesgebietes in For-
dergebiete und Nichtférdergebiete werden drei Kri-
terien beriicksichtigt:

— der Anteil der Erwerbstétigen eines Gebietes an
der Gesamtzahl der Erwerbstitigen dieses Gebietes,
der zukiinftig, wenn die bisherige Entwicklung an-
hilt, in der Heimatregion keinen Arbeitsplatz fin-
den wird. Man nennt diese GréBe Arbeitskréfte
reservekoeffizient;

— das Einkommensniveau der Region, wobei die
Lohn- und Gehaltssumme je Arbeitnehmer, das
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstétigen und je Kopf
der Bevdlkerung herangezogen werden;

— die Ausstattung mit Infrastruktur eines Gebie-
tes, Beriicksichtigt werden dabei Lénge des StraBen-
des Eisenbahn- und des Elektrizitdtsnetzes, Gas:
versorgungspotential, Schul- und Studienpléatze
Betten in Akut-Krankenhdusern sowie Zahl der
Wohnungen mit Bad, WC und Sammelheizung,
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Von 1972 bis 1978 wurden im Bereich der ge-
werblichen Wirtschaft Investitionen in Héhe
von rund 68,5 Milliarden DM geférdert, mit de-
ren Hilfe iiber 560000 neue Arbeitsplétze ge-
schaffen und rund 760000 gefdhrdete Arbeits-
platze gesichert worden sind. In den GenuB ei-
nes Investitionszuschusses kommen aller-
dings nur solche Unternehmen, die durch die
Aufnahme der Produktion und die Einstellung
von Arbeitskraften Einkommen und Beschéf-
tigung des Ortes erhéhen. Dieser Effekt wird
als Primdreffekt bezeichnet '4).

AuBer der Investitionszulage iibernimmt der
Staat in den Fordergebieten Biirgschaften zu-
gunsten der investierenden Unternehmen.
Mittelsténdische Betriebe und Einrichtungen,
die dem Fremdenverkehr dienen, konnen
ferner, wenn sie nicht mit Mitteln der ,Ge-
meinschaftsaufgabe" geférdert werden, zins-
verbilligte Darlehen aus dem ERP-Sonderver-
mogen erhalten. Das ERP-Sondervermégen
besteht aus den DM-Gegenwerten, die die
Bundesrepublik Deutschland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg von den USA im Rahmen der
Marshall-Plan-Hilfe erhalten hat.

Doch nicht nur private Unternehmen, sondern
auch die Gemeinden in den Férdergebieten
erhalten Zuschiisse aus den Mitteln der ,Ge-
meinschaftsaufgabe" zu den éffentlichen Inve-
stitionen. Dabei muB es sich insbesondere um
die ErschlieBung von Industriegelinde, den
Ausbau von Verkehrsverbindungen, Energie-
und Wasserversorgungsleitungen und Vertei-
lungsanlagen, Anlagen fiir die Beseitigung
bzw. Reinigung von Wasser und Abfall, Gelan-
deerschlieBung fiir den Fremdenverkehr so-
wie um die Errichtung und den Ausbau von
Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschu-
lungsstitten handeln.

Neben der von Bund und Lindern gemeinsam
getragenen ,Gemeinschaftsaufgabe" gibt es
noch eine Unmenge von FérderungsmaBnah-
men auf Lainder- und Gemeindeebene, die auf-

') Einkommen und Beschiftigung eines Ortes wer-
den dann erhéht (so daB ein Priméreffekt vorliegt),
wenn die produzierten Giiter und/oder Dienstlei-
stungen nicht nur am Erzeugungsort selbst, sondern
auch an anderen Orten verkauft, also quasi .expor-
tiert" werden. Beispiel: Die Eréffnung einer zusitzli-
chen Friseurgeschiifts schafft insgesamt in einem
Ort nicht zusatzliches Einkommen, Vielmehr wird
das von Friseuren insgesamt erzielbare Einkommen
nur auf mehr Képfe verteilt. Anders hingegen, wenn
ein neues Hotel erdffnet wird, das zusétzliche Fe-
niengdste in den Ort lockt. Hier ist zweifellos ein
Priméreffekt gegeben.
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zuzihlen hier zu weit fithren wiirde. Das Prin-
zip ist bei allen das gleiche: Entweder wird die
Infrastruktur verbessert, um Unternehmen ei-
nen Anreiz zu geben, ihren Standort in die be-
treffende Gemeinde zu verlagern, oder die Un-
ternehmen werden bei der Ansiedlung in ir-
gendeiner Form begiinstigt, so daB ihre Ge-
winnaussichten in dieser Gemeinde steigen.
Uber diesen Umweg soll die Nachfrage nach
Arbeitskriften in diesen Regionen erhéht
werden.

2. Beeinflussung des Angebots an Arbeits-
kréften

In einer Wirtschaft wie der der Bundesrepu-
blik Deutschland, in der sich auf manchen
Mirkten bereits Séttigungserscheinungen ab-
zeichnen, sind einer Steigerung der volkswirt-
schaftlichen Gesamtnachfrage und einer For-
cierung des wirtschaftlichen Wachstums iiber
die Rate des Produktivitdtsfortschritts hinaus
Grenzen gesetzt. Deshalb iiberlegt man seit
der Beschaftigungskrise 1974/75 verstarkt
Méglichkeiten, das Angebot an Arbeitskriften
zu steuern.

Arbeitszeitverkiirzung

Ein Weg, das Arbeitsangebot zu verringern,
um die Schere zwischen Angebot und Nach-
frage auf dem Arbeitsmarkt zu schliefen, be-
steht in der Verkiirzung der Arbeitszeit, Hier-
bei kann angesetzt werden

— bei der wdchentlichen Arbeitszeit,

— bei der Dauer des jahrlichen Erholungsur-
laubs,

— beim Bildungsurlaub.

Das Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) der Bundesanstalt fiir Arbeit hat
vor einigen Jahren die Wirkungen jeder die-
ser moglichen Arbeitszeitverkiirzungen auf
das Arbeitskridfteangebot berechnet und kam
dabei zu folgenden Ergebnissen !%):

— Eine Verkiirzung der wdchentlichen
Arbeitszeit um eine Stunde pro Woche
brichte einen Entlastungseffekt am Arbeits-
markt von 650000 Arbeitskraften. Entla-
stungseffekt bedeutet hier: Wenn die bisher

%) Vgl. zu den folgenden Zahlenangaben L. Reyher,
Beschéftigungspolitische Alternativen zu hoher
Arbeitslosigkeit. Vergleichende Kostenerwidgun-
gen zu unterschiedlichen Instrumenten der Arbeits-
markftsteuerung. in: WSI-Mitteilungen, Heft 2/1975,
S. 631f.
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Beschiftigten eine Stunde pro Woche weniger
arbeiteten, entstiinde ein Produktionsausfall.
Dieser Produktionsausfall entspréche einem
Wert an Giitern und Dienstleistungen, zu deren
Erzeugung im Jahr 650 000 Arbeitskrifte notig
wiren. Entlastungseffekt heiBt also nicht, daB
die Unternehmen bei einer Verkiirzung der
Arbeitszeit 650 000 neue Arbeitskréfte einstel-
len. Denn der Produktionsausfall kénnte auch
durch Uberstunden oder erhdhtes Arbeits-
tempo ausgeglichen werden. Vielmehr bedeu-
tet ein Entlastungseffekt von 650 000, daB,
wenn die Produktion nicht sinken soll, eine
zusdtzliche Arbeitsleistung erforderlich ist,
die der von 650 000 Arbeitskréaften im Jahr
entspricht. Man vermutet jedoch, daf diese zu-
sdtzliche Arbeitsleistung zur Hailfte durch
neueingestellte Arbeitskrafte bzw. durch sol-
che, die ohne die Arbeitszeitverkiirzung ent-
lassen worden wiren, erbracht werden muS8.

— Beim Erholungsurlaub geht das IAB in sei-
nen Berechnungen von einem durchschnittli-
chen Jahresurlaub von 26 Tagen im Jahr 1980
(23 Tage 1972) und von ca. 30 Tagen 1990 aus.
Wiirde man dariiber hinaus den Jahresurlaub
um einen Tag verldngern, ergdbe sich ein Ent-
lastungseffekt im vorhin beschriebenen Sinne
von 100 000.

— Dasselbe gilt fiir den Fall einer allgemeinen
Einfilhrung des 14tégigen gesetzlichen Bil-
dungsurlaubs, wenn ihn 10 v. H. der Arbeit-
nehmer in Anspruch ndhmen.

Verringerung der Zahl der Erwerbstéitigen

Der zweite Weg, das Arbeitskrafteangebot zu
reduzieren, setzt bei der anderen Kompo-
nente des Arbeitsvolumens (Arbeitsvolu-
men = durchschnittliche Arbeitszeit x Zahl
der Erwerbstdtigen) an: bei den Erwerbstati-
gen. Hier kann man entweder am unteren
Ende der Alterspyramide die Dauer der Aus-
bildung verlangern oder am anderen Ende der
Alterspyramide das Renteneintrittsalter her-
absetzen. Beide MaBnahmen bewirken, daf
eine bestimmte Zahl von Erwerbstéitigen vom
Arbeitsmarkt ferngehalten, also das Angebot
an Arbeitskriften verringert wird. Die Zahl
der dem Arbeitsmarkt hierdurch entzogenen
Arbeitskrafte ist wiederum der sogenannte
Entlastungseffekt.

Fiir die Einfihrung des 10 Schuljahres und
des Berufsgrundbildungsjahres beziffert das
IAB die Entlastungswirkungen auf 150 000 bis
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160 0001%). Zu beriicksichtigen ist allerdings
dafl nach dem Bildungsgesamtplan eine Ver
langerung der Schulzeit auf zehn Jahre ohne
hin bis 1985 vorgesehen ist. Die im ersten Ab
schnitt erwdhnten Vorausberechnungen de
Entwicklung des inldndischen Erwerbspoten
tials bis 1990 durch das IAB hat diesen Entla
stungseffekt ab 1985 und die Entlastungswir
kungen durch die schrittweise Einfiihrung des
10. Schuljahres bis 1985 bereits beriicksichtigt
Der genannte Entlastungseffekt kdme dahe;
nur bei einer friiheren allgemeinen Einfiih.
rung des 10.Schuljahres zum Tragen ung
wiirde das Arbeitspotential im Vergleich z
den Rechnungen des IAB um so weniger ver:
ringern, je ndher man dem Jahr 1985 kommt
Eine Einfiihrung des 10. Schuljahres &nderte
allerdings prinzipiell nichts an der Tatsache
daB bis 1990 das inldndische Erwerbspotentia:
um eine Million zunimmt.

Der Entlastungseffekt einer Herabsetzung dei
flexiblen Altersgrenze héngt vor allem davor
ab, in welchem Umfang die das Rentenalter er:
reichenden ménnlichen Erwerbstédtigen vor
der Méglichkeit eines vorgezogenen Altersru
hegeldes Gebrauch machen. Nach derzeitiger
Schdtzungen nehmen etwa 75 v. H. die Mog:
lichkeit, vor Vollendung des 65. Lebensjahres
Altersrente zu beziehen, in Anspruch. Von
diesem Grad der Inanspruchnahme ausge:
hend, berechnet das IAB einen Entlastungsef
fekt von 100 000. Wenn also die flexible Al
tersgrenze von 63 auf 62 Jahre herabgesetz
wiirde und 75 v. H. der 62jdhrigen in diesem
Alter in Pension gingen, wiirde sich das inldn:
dische Erwerbspotential um 100 000 verrin:
gern.

Steuerung der Auslénderbeschédftigung

Das Angebot an Arbeitskriften auf dem inlén-
dischen Arbeitsmarkt hdngt wesentlich auch
von der Zahl der ausldndischen Arbeitnehmer
ab, die in der Bundesrepublik Deutschland ei:
nen Arbeitsplatz suchen. Bei allen Instrumen-
ten, die zur Steuerung der Ausldnderbeschifti-
gung eingesetzt werden kdnnen, ist allerdings
von zwei Fakten auszugehen'’):

1. Die Beschiftigung ausldndischer Arbeitneh-
mer hat in der Bundesrepublik Deutschland zu
einer Spaltung des Arbeitsmarktes gefiihrt:

3V e "
") Vg . Engelen-Kefer, Beschiftigungspoli
Kéln 19807, S. 2051f.
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Ausldnder iibernehmen iiberwiegend phy-
sisch und nervlich belastende Arbeitertitig-
keiten, inldndische Arbeitskrafte wurden in
Facharbeitertadtigkeiten und Angestellten-
und Beamtenberufe ,umgesetzt. Beide
Arbeitspldtze ergdnzen sich jedoch, d. h.: die
qualifizierten Arbeitspldtze der Inldnder hén-
gen davon ab, daB die Arbeitspldtze, die jetzt
die Auslidnder innehaben, auch tatséchlich be-
setzt sind. Bei einer Riickwanderung einer
groBeren Zahl ausldndischer Arbeitnehmer
wiren auch die Arbeitspldtze vieler Inldnder
gefdhrdet, wenn die Arbeitspldtze nicht ander-
weitig besetzt oder durch Rationalisierung
eingespart werden kdnnten.

2. Innerhalb der EG-Linder besteht véllige
Freiziigigkeit auf dem Arbeitsmarkt. Deshalb
kann sich eine Lenkung der Anwerbung aus-
landischer Arbeitnehmer nur auf diejenigen
erstrecken, die aus Nicht-EG-Liandern stam-
men.

Trotz dieser Einschrankungen gibt es jedoch
Méglichkeiten, arbeitsmarktpolitisch steu-
ernd EinfluB zu nehmen. So 138t sich beispiels-
weise verhindern, daB ausldndische Arbeits-
kréfte in Gebiete abwandern, die schon eine
hohe Arbeitslosenquote aufweisen. AuBerdem
lassen sich Regelungen vorsehen, die es aus-
landischen Arbeitnehmern erleichtern, nach
einer gewissen Zeit wieder in ihr Heimatland
zuriickzukehren. Dazu gehért die Erhaltung
der erworbenen Anspriiche auf Leistungen
aus dem sozialen Sicherungssystem ebenso
wie die Unterstiitzung bei der Wiedereinglie-
derung in den Arbeitsmarkt des Heimatlan-
des.

Arbeitsvermittlung

Die Vermittlung von Arbeitsplitzen an
Arbeitssuchende oder, wie es im Gesetz heiBt,
»Arbeitssuchende mit Arbeitgebern zur Be-
grindung von Arbeitsverhdltnissen zusam-
men zu bringen", ist eine Hauptaufgabe der
Bundesanstalt fiir Arbeit. Diese Vermittlungs-
titigkeit kann insofern als Instrument zur Be-
einflussung des Angebots an Arbeitskraften
aufgefaBt werden, als sie einer Lenkung der
verfligbaren Arbeitskrifte nach Quantitit und
Qualitit in die offenen Stellen gleichkommt.
Neben der allgemeinen Beratung der Arbeit-
nehmer hat die Bundesanstalt hierbei die

Méglichkeit, Hilfen zur Forderung der regio-
nalen Mobilitdt der Arbeitnehmer zu gewdh-
ren, insbesondere Zuschiisse zu den Bewer-
bungskosten, Reise- und Umzugskosten, sowie
Arbeitsausriistungs-, Trennungs- und Uber-
briickungsbeihilfen. Fiir schwervermittelbare
und édltere Arbeitnehmer sind Lohnkostenzu-
schiisse sowie die finanzielle Férderung der
Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplitzen
als Eingliederungsbeihilfen vorgesehen.

Berufsberatung/Berufliche Weiterbildung

Die Berufsberatung — ebenfalls eine der
Hauptaufgaben der Bundesanstalt fiir Arbeit
— ist ein klassisches Instrument zur Beein-
flussung des Arbeitsangebots. Mit ihr wird
versucht, Angebot und Nachfrage nach
Arbeitskréften in qualitativer Hinsicht zum
Ausgleich zu bringen, indem man durch ent-
sprechende Beratung bei Berufswahl und Stel-
lenwechsel auf die Struktur des Arbeitsange-
bots einwirkt.

Noch etwas weiter als bloBe Beratung gehen
die MaBnahmen zur beruflichen Weiterbil-
dung. Die Bundesanstalt fiir Arbeit bietet hier
folgende individuelle Forderleistungen an:

— Gewdhrung eines Unterhaltsgeldes in
Hoéhe von 80 v.H. des bisherigen Nettoein-
kommens bei Teilnahme an ganztigigem oder
berufsbegleitendem Unterricht;

—volle oder teilweise Ubernahme der Kosten,
die mit dem Besuch der Lehrginge verbunden
sind;

— Zahlung von Einarbeitungszuschiissen an
Arbeitgeber fiir die Beschdftigung von Arbeit-
nehmern, die eine volle Leistung am Arbeits-
platz erst nach einer Einarbeitungszeit errei-
chen kénnen. Dieser Einarbeitungszuschuf
soll 60 v.H. des tariflichen Arbeitsentgelts
nicht iibersteigen und bis zu maximal einem
Jahr geleistet werden.

Die Zahl der Arbeitnehmer, die zwischen 1973
und 1978 an VollzeitmaBnahmen zur berufli-
chen Weiterbildung teilgenommen haben,
schwankte zwischen 69 000 und 130 000 pro
Jahr!®),

%) Vgl. Bundesanstalt fiir Arbeit, Uberlegun-
genll..,aa 0,85 .32
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I1I. Nachfrage- oder angebotsorientierte Arbeitsmarktpolitik?

Lange Zeit war die Arbeitsmarktpolitik in der
Bundesrepublik Deutschland nur reaktiv, d. h,,
sie beschrinkte sich darauf, bei Arbeitslosig-
keit Unterstiitzungszahlungen zu leisten und
liber die Arbeitsverwaltung berufsberatend
und stellenvermittelnd tdtig zu werden. Die
Schilderung der einzelnen Maglichkeiten, so-
wohl auf das Angebot als auch auf die Nach-
frage nach Arbeitskréften einzuwirken, hat je-
doch verdeutlicht, welch vielfdltige Steue-
rungsinstrumente der Arbeitsmarktpolitik
heute zur Verfiigung stehen. Die Schaffung
dieser Instrumente griindet auf der Erkennt-
nis, daB Wettbewerb allein keinen sozial be-
friedigenden Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt
garantiert. Vielmehr bedarf es gezielter MaB-
nahmen, um in einer Wirtschaft mit schnellem
technischen Fortschritt und stdndigem Struk-
turwandel ein hohes Beschéftigungsniveau zu
sichern.

Die Fiille der aufgezeigten arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente darf allerdings nicht zu
dem SchluB verleiten, daB die Bekdmpfung der
Arbeitslosigkeit iiberhaupt kein Problem sei.
Im Gegenteil: Jedes der genannten Instru-
mente kann nur begrenzte Erfolge aufweisen.
Der folgende Unterabschnitt befaBt sich mit
den Grenzen der Wirksamkeit der arbeits-
marktpolitischen Instrumente.

1. Grenzen der Wirksamkeit des arbeits-
marktpolitischen Instrumentariums

Konjunkturpolitik

Alle Instrumente der Konjunkturpolitik, die
nicht unmittelbar nachfragewirksam sind, ha-
ben den entscheidenden Nachteil, daB ihr Er-
folg vom Verhalten der Wirtschaftssubjekte
abhéngt. Dies wurde von einem friiheren Wirt-
schaftsminister bildhaft wie folgt ausgedriickt:
«Man kann die Pferde nur an die Tranke fiih-
ren, aber saufen miissen sie von selbst." Mit an-
deren Worten: Niedrigzinspolitik, Steuerer-
leichterungen, Investitionszulagen haben nur
dann den gewiinschten expansiven Effekt auf
die volkswirtschaftliche Gesamtnachirage,
wenn Verbraucher und Unternehmer tatséch-
lich die fiir sie geschaffenen glinstigen Rah-
menbedingungen nutzen und mehr verbrau-
chen und investieren.

B2

Das Verhalten der Wirtschaftssubjekte héngf
indessen — wie man seit langem weiB — nichi
nur von objektiven Daten ab, sondern auck
sehr wesentlich von den subjektiven Zu.
kunftserwartungen des einzelnen'?). So wirc
jemand, der befiirchtet, aufgrund der schlech
ten Wirtschaftslage seinen Arbeitsplatz zu
verlieren, kaum geneigt sein, einen groferer
Teil seines Einkommens zu verausgaben
selbst wenn ihm dies wegen einer Steuersen:
kung méglich wire. Auch diirften noch sc
niedrige Zinsen ihn nicht dazu verleiten, einen
Kredit aufzunehmen, um sich ein Auto anzu
schaffen oder ein Haus zu bauen. Ebenso rich
ten sich Unternehmer in ihrem Investitions
verhalten weniger nach den Kreditkonditio-
nen und nach steuerlicher Belastung bzw. Ent-
lastung, sondern sehr viel mehr nach den zu.
kiinftigen Absatz- und Gewinnerwartungen
Diese sind jedoch ausgesprochen schlecht
wenn die Wachstumsrate niedrig und der
Nachfrageanstieg gering sind, der Kosten:
druck hingegen zunimmt.

Auch eine Investitionszulage bietet in einer
derartigen Situation wenig Anreiz. Unterneh:
men, die nicht damit rechnen, daBl der Absatz
ihrer Produkte in absehbarer Zeit steigt, sind
trotz verbilligter Investitionskosten nicht ge-
neigt zu investieren, ihre Kapazitdten zu er
weitern und zusdtzliche Arbeitsplitze zu
schaffen, weil sie befiirchten, das Mehr an Pro-
dukten, das sie mit den neuen Maschinen und
zusdtzlichen Arbeitskriften herzustellen in
der Lage sind, nicht verkaufen zu kénnen. Un.
ternehmen hingegen, deren Manager optimi-
stisch in die Zukunft blicken und die im Rah-
men ihrer langfristigen Strategie ohnehin eine
Investition geplant haben, werden investieren
bzw. die erst fiir spéter geplante Investition
zeitlich vorziehen, um in den GenuBl der Zu-
lage zu kommen; sie werden sich {iber die un:
erwartete staatliche Prdmie freuen. Man
spricht in diesem Fall vom sogenannten Mit-
nehmereffekt der Investitionszulage ).

19) Vgl. G. Katona, Das Verhalten der Verbraucher
und Unternehmer. Uber die Beziehungen zwischen
Nationaldkonomie, Psychologie und Sozialpsycho-
logie, Tiibingen 1960.

2%) Diesen Mitnehmereffekt” bei den Unternehmen
registriert auch der Sachverstindigenrat unter Aus
wertung von Unternehmensbefragungen des Ifo-In-
stituts. Vgl Sachverstidndigenrat zur Begutachtung
der ‘gfsamtwirtschajtlicben Entwicklung, Jahres-
gutachten 1976/77, Tz 73.



Wegen der Unsicherheit indirekt auf die
Nachfrage wirkender konjunkturpolitischer
MaBnahmen befiirworten viele statt dessen
eine Expansion staatlicher Investitionen, also
eine unmittelbare Erhéhung der volkswirt-
schaftlichen Gesamtnachfrage. Die positiven
Beschaftigungseffekte derartiger MaBnahmen
sind seit Keynes unumstritten. Dennoch stel-
len sich bei Anwendung keynesianischer Re-
zepte folgende Probleme:

— Staatliche Gelder fiir Investitionen flieBen
zum fiberwiegenden Teil in die Bauwirtschaft
und haben hauptsdchlich dort ihre Beschafti-
gungswirkungen, Zwar ziehen diese positiven
Effekte auch Beschiftigungswirkungen in an-
deren Wirtschaftsbereichen nach sich. Es
bleibt indessen eine gewisse Einseitigkeit der
Beschiftigungswirkungen staatlicher Investi-
tionen bestehen.

— Es ist zu fragen, ob es iiber viele Jahre hin-
weg geniigend sinnvolle &ffentliche Investi-
tionsprojekte gibt, die ausreichen, um die
Licke in der volkswirtschaftlichen Gesamt-
nachfrage zu schlieBen. Im Augenblick lassen
sich zwar immer noch Defizite in der Versor-
gung mit 6ffentlichen Giitern nennen?!), doch
ist anzunehmen, daB man auch hier eines Ta-
ges, dhnlich wie in anderen Wirtschaftsberei-
chen, an Séttigungsgrenzen stoBt.

— Eine Grenze ist &ffentlichen Investitionen
auch dadurch gesetzt, daB die Finanzierungs-
moéglichkeiten iiber &ffentliche Verschuldung
nicht unerschépflich sind. Zwar kann im Au-
genblick die &ffentliche Verschuldung in der
Bundesrepublik noch nicht als zu hoch be-
zeichnet werden. Denn die absolute Ober-
grenze der Schuldaufnahme wire fiir die 6f-
fentliche Hand erst dann erreicht, wenn der
Zinsendienst so groB wiirde, daB andere, sehr
wichtige und dringliche &ffentliche Ausgaben
gekiirzt werden miiBten 22),

Bei einem Anteil der Zinsen von 5 v. H. (1978)
an den Sffentlichen Ausgaben ist ein solcher
Zeitpunkt in der Bundesrepublik (zum Ver-
gleich: USA 142 v.H. GroBbritannien 11,4
v. H) aber noch lange nicht erreicht. Dessen-
ungeachtet bleibt zu bedenken: Obwohl sich

M) Vgl. C. Schéfer, H. Tofaute, Zur Problematisie-
funa(ger aktuellen und zukiinftigen Finanzpolitik,
in; I-Mitteilungen, Heft 4/1976, S. 1844f.

?) Vgl. M. Piel, D. B. Simmert, Staatsverschuldung
— Ein ProblemaulfriB, in: Wirtschaftspolitik — kon-
lsl‘lﬂ:;fs&sra hrsg. von D. B. Simmert, Kéln 1980,
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die Wirtschaft der Bundesrepublik in den Jah-
ren 1978 und 1979 im Aufschwung befand, ist
die &ffentliche Verschuldung nicht zuriickge-
gangen, sondern hat zugenommen. Bei stren-
ger Befolgung keynesianischer Regeln hétte
man den Aufschwung jedoch zur Tilgung zu-
mindest eines Teiles der Schulden, die in der
vergangenen Rezession zu ihrer Bekdmpfung
aufgenommen worden sind, nutzen miissen.
Dies ist unterblieben — mit Riicksicht auf die
auch im Aufschwung andauernde schlechte
Arbeitsmarktlage. Zu befiirchten ist daher, daB
die Verschuldung von Zyklus zu Zyklus mit
dem Ziel, die Arbeitslosigkeit in Grenzen zu
halten, immer h&her getrieben wird, bis die
vorhin genannte Obergrenze eines Tages er-
reicht ist. Von da ab wdre dann zusétzliches
deficit spending(= Ausgeben gelichenen Gel-
des) nicht mehr méglich; das klassische keyne-
sianische Instrument der Arbeitsmarktpolitik
wire ausgereizt,

Arbeitsbeschaffungsmafnahmen

Auch die Effizienz der Arbeitsbeschaffungs-
mabBnahmen darf nicht iiberschdtzt werden.
Hier ist oft der sogenannte Mitnehmereffekt
nicht auszuschliefen: Es werden hdufig Lohn-
kostenzuschiisse fiir Projekte gewdhrt, die
auch ohne diese MaBnahme durchgefiihrt
worden wiren. AuBerdem stellen Unterneh-
men — so hat man festgestellt — oft Arbeits-
lose ein, um in den GenuB der Lohnkostensub-
ventionen zu kommen, entlassen dafiir aber
andere Arbeitnehmer, so daB der gesamtwirt-
schaftliche Beschiftigungseffekt gleich Null
ist. Probleme entstehen ferner, wenn die lang-
fristige Finanzierung von im Zuge von
Arbeitsbeschaffungsmafnahmen eingeleite-
ten Projekten nicht gesichert ist; dann ist es
fraglich, was mit den Arbeitskriften geschieht,
sobald die offentliche finanzielle Férderung
des entsprechenden Projektes auslauft?3).

Strukturpolitik

Der Mitnehmereffekt, der bei der zeitlich be-
fristeten Investitionszulage im Rahmen ex-
pansiver konjunkturpolitischer MaBnahmen
als auch bei den Lohnkostenzuschiissen im
Rahmen von ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen
als unerwiinschte Begleiterscheinung auftrat,
beeintrichtigt nicht minder die Effizienz der

23) Vgl. dazu Engelen-Kefer, Beschifti spolitik,
l(élnngBO‘. S. 1921f. .
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Strukturpolitik. Da hier ebenfalls {iberwie-
gend mit Investitionszuschiissen gearbeitet
wird, liegt die begrenzte Wirksamkeit dieses
Instruments auf der Hand. Hinzu kommt die in
vielen Fillen beobachtete Investitionspraxis
der Unternehmen: In strukturschwachen Ge-
bieten werden fast nur Zweigbetriebe errich-
tet; die Hauptwerke und ihre Verwaltungs-
zentralen bleiben hingegen mit ihrem Sitz in
den Ballungsgebieten. Das hat zur Folge, daf§
in den strukturschwachen Gebieten iiberwie-
gend Arbeitsplétze geschaffen werden, die nur
geringere Qualifikationen erfordern und die
besonders krisenanfillig sind, weil bei Auf-
tragsmangel die Unternehmen als erstes die
Produktion in ihren Zweigwerken einschrén-
ken 24),

Arbeitszeitverkiirzung

Besonders fragwiirdig sind positive Beschéfti-
gungseffekte bei Arbeitszeitverkiirzungen. Ob
tatséchlich durch eine Verringerung der wo-
chentlichen Arbeitszeit oder durch eine Ver-
lingerung des Jahresurlaubs zusétzliche
Arbeitsplitze geschaffen werden, héngt von
einer Fiille von Faktoren ab und diirfte von Be-
trieb zu Betrieb unterschiedlich sein. Von fol-
genden Uberlegungen ist bei einer Abschit-
zung der Folgen einer Arbeitszeitverkiirzung
auszugehen:

— Sind die Arbeitskréfte eines Betriebes vor
der Arbeitszeitverkiirzung voll ausgelastet
oder besteht Leerlauf, weil die Produktion auf-
grund zu geringen Absatzes bereits zurilickge-
fahren worden ist? Im letzteren Fall diirften
Arbeitszeitverkiirzungen nicht zu neuen Ein-
stellungen, sondern nur wieder zu einer besse-
ren Auslastung der Arbeitskrifte fiihren
(Arbeitsintensivierung).

— Konnen zusdtzlich eingestellte Arbeits-
krifte den durch die Arbeitszeitverkiirzung
bedingten Produktionsausfall ausgleichen?
Diese Frage kann man nur von Fall zu Fall be-
antworten. Zum einen spielt hier die Gréfie
des Betriebes und seiner einzelnen Abteilun-
gen eine Rolle. Sind zum Beispiel in einer Ab-
teilung eines Betriebes 19 Arbeitskrifte 40
Stunden pro Woche beschéftigt (= insgesamt
geleistete Arbeitsstunden: 760) und wird die
Wochenarbeitszeit auf 38 Stunden verkiirzt, so
bleibt das Arbeitsvolumen (= 760 Arbeits-
stunden) konstant, wenn eine zwanzigste Ar-

"} ngauslﬂhrllcher H. Adam, Brauchen wir eine
neue Wirtschaftspolitik?, Kéln 19772, S. 86{f.
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beitkraft eingestellt wird. Dies setzt allerdings
voraus, dabB die 19 Arbeitskrifte eine Arbeit zu
verrichten haben, die nur eine bestimmte Qua-
lifikation erfordert (also zum Beispiel 19 Dre-
her, 19 Schlosser oder 19 Buchhalter), so dafi
der zwanzigste, zusitzlich Eingestellte kein
Allroundman zu sein braucht, der in 38
Wochenstunden 19 verschiedene Berufe aus-
iiben muB, sondern eben die Qualifikation der
iibrigen 19 hat. Was aber, wenn in der entspre-
chenden Abteilung nur zehn Arbeitskréfte be-
schéftigt sind? Der Arbeitsvolumensausfall bei
Verkiirzung der Wochenarbeitszeit auf 38
Stunden betriige dann nur 10 x 2 = 20 Stun-
den. Eine elfte Arbeitskraft wiirde aber 38
Stunden arbeiten und konnte deshalb nicht
voll ausgelastet werden, so daB es fiir das Un-
ternehmen wahrscheinlich giinstiger ist zu
versuchen, die Arbeitsmenge doch von den
bisher Beschiftigten, eventuell durch einige
Uberstunden, verrichten zu lassen.

Zum anderen hingt die Méglichkeit, Produk-
tionsausfall durch Einstellung zusétzlicher
Arbeitskrdfte aufzufangen, von technischen
Gegebenheiten ab. In aller Regel gehért zu ei-
nem Arbeitsplatz aufler der menschlichen
Arbeitskraft ein Produktionsmittel, d. h. tech-
nisches Gerit oder eine Maschine: zum Bauar-
beiter der PreBluftbohrer, zum FlieBbandarbei-
ter der entsprechende FlieBbandplatz, zur Se-
kretérin die Schreibmaschine, zum Buchhalter
die Rechenmaschine usw, Fiir die im Zuge der
Arbeitszeitverkiirzung neu  eingestellten
Arbeitskrifte miissen diese Produktionsmittel
auch zusétzlich beschafft werden, d. h., das Un-
ternehmen miifBte investieren. Abgesehen von
den damit verbundenen Kosten 16sen Neuin-
vestitionen aber meist Umorganisationen und
Rationalisierungen im Betrieb aus, so daB als
Folge der Arbeitszeitverkiirzung Arbeits-
plitze verloren zu gehen drohen anstatt ge-
schaffen zu werden.

— In Kleinbetrieben, in denen jede Arbeits-
funktion mit nur ein oder zwei Personen be-
setzt ist, wirft Arbeitszeitverkiirzung beson-
ders schwierige Probleme auf. So kann etwa
ein Betrieb mit 19 Beschiftigten (Direktor, Se-
kretdrin, Buchhalter, Fahrer, Lagerarbeiter
Einkdufer, Verkaufsleiter usw.) eine Arbeits-
zeitverkiirzung auf 38 Stunden nicht dadurch
auffangen, daB eine zusitzliche Arbeitskraft
eingestellt wird. Denn diese Arbeitskraft miif*
te in der Woche zwei Stunden lang die Arbeit
des Buchhalters, dann zwei Stunden lang die
des Fahrers, dann die der Sekretdrin usw:
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ibernehmen, d.h, er miiBite allseitig qualifi-
ziert sein. Da dies nicht durchfiihrbar ist, wird
ein Kleinbetrieb, um seine Produktion auf-
rechtzuerhalten, wahrscheinlich versuchen,
iiber erhdhtes Arbeitstempo oder Uberstun-
den sein Produktionsniveau zu halten.

— Wird die Arbeitszeit bei vollem Lohnaus-
gleich verkiirzt, bedeutet jede Neueinstellung
von Arbeitnehmern fiir die Unternehmen eine
Lohnkostenerhdhung. Diese Kostenmehrbela-
stung werden die Unternehmen wieder von
sich abzuwélzen versuchen. Gelingt das nicht
iiber eine Preiserhdhung, was in Zeiten der
Unterbeschéftigung und bei Stagnation von
Nachfrage und Absatz zu erwarten ist, werden
sich die Unternehmen bemiihen, den teurer
gewordenen Produktionsfaktor Arbeit einzu-
sparen und ihn durch Kapital zu ersetzen. Mit
anderen Worten: Die Unternehmen werden
versuchen, arbeitssparenden technischen
Fortschritt zu realisieren und Rationalisie-
rungsinvestitionen vornehmen %), Die langfri-
stige Folge von Arbeitszeitverkiirzungen wére
dann also nicht Schaffung, sondern Vernich-
tung von Arbeitspldtzen.

Alle diese Einwénde zeigen sehr deutlich, mit
welchen Vorbehalten die vorhin erwéhnten,
rein rechnerischen Beschiftigungseffekte
(eine Stunde Arbeitszeitverkiirzung pro Wo-
che entspricht einem Bedarf an Arbeitskraften
von 650 000) zu versehen sind.

Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze

Zweifellos glinstigere positive Beschifti-
gungswirkungen hitte die Herabsetzung der
flexiblen Altersgrenze. Denn hierbei wiirden
von denjenigen, die von der vorzeitigen Pen-
sionierungsméglichkeit Gebrauch machten,
Arbeitspldtze gerdumt, die in der Mehrzahl
der Fille von neuen Arbeitskriften besetzt
werden miiBten. Allerdings ist diese MaBnah-
me, die zu Beginn der Beschiftigungskrise
1974/75 noch sehr héufig diskutiert wurde, in-
zwischen wieder stark in den Hintergrund ge-
treten. Man weiB, daB sie in Anbetracht der fi-
nanziellen Probleme, vor denen die Renten-
versicherung ohnehin in den néchsten Jahren
stehen wird, im Augenblick nicht zu finanzie-
ren ists),

¥) Vgl. R. Krengel, Arbeitszeit und Produktivitat,
Untersuchungsergebnisse wissenschaftlicher For-
schungsinstitute, 4. Bd, Berlin 1962

*) Zu den finanziellen Auswirkungen einer Herab-
setzung der Altersgrenze vgl. L. Reyher, Beschifti-
gungspolitische Alternativen... a.a.O. S.63ff.
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2. Die Standpunkte der Sozialpartner

Angesichts der groBen Palette arbeitsmarkt-
politischer Instrumente und der Problematik
jeder dieser MaBnahmen {iberrascht es nicht,
wenn die beiden Sozialpartner die einzelnen
Wege der Arbeitsmarktpolitik und ihren Er-
folg unterschiedlich einschatzen. Dabei sind
ihre in der Uffentlichkeit vorgetragenen
Standpunkte von dem Versuch geprdgt, wirt-
schaftswissenschaftliche Erkenntnisse mit
den jeweils von ihnen zu vertretenden Interes-
sen in Einklang zu bringen.

Die Arbeitgeber- und Unternehmerverbdnde
befiirworten eine nachfrageorientierte Ar-
beitsmarktpolitik, also MaBnahmen, die die
Nachfrage nach Arbeitskriften steigern sol-
len, und lehnen eine Reduzierung des Arbeits-
volumens — sei es iiber eine Verkiirzung der
Arbeitszeit, sei es iiber eine Verringerung der
Erwerbstdtigenzahl — strikt ab. Im Rahmen
nachfrageorientierter Arbeitsmarktpolitik tre-
ten sie fiir eine Forcierung des wirtschaftli-
chen Wachstums ein. Infolgedessen plddieren
sie fiir eine Férderung der privaten Investi-
tionstdtigkeit, d.h. fiir Investitionszulagen,
steuerliche Erleichterungen, Verbesserung
der Abschreibungsméglichkeiten und nicht
zuletzt fiir eine zuriickhaltende, also ausrei-
chende Unternehmensertrige sichernde
Lohnpolitik. Als flankierende MaBnahmen
schlagen sie Umschulung, Berufsforderung
und Arbeitsbeschaffung vor??).

Die Gewerkschaften treten demgegeniiber so-
wohl fiir nachfrageorientierte als auch fiir an-
gebotsorientierte Arbeitsmarktpolitik ein. In
ihrem Vollbeschéaftigungsprogramm vom Juli
1977 2¢) plddieren sie fiir eine Kombination von
MaBnahmen zur Férderung des qualitativen
Wachstums, zur sozialen Beherrschung des
Produktivitédtsfortschritts und zur Reduzie-
rung des Arbeitsvolumens. Dabei setzen sie
bei den MaBnahmen, die die Nachfrage nach

%) Vgl. Arbeitslosigkeit bekdmpfen ... aber wie?
Rezepte und was davon zu halten ist, in: Bldtter fiir
Vorgesetzte, hrsg. vom Arbeitsring der Arbeitgeber-
verbdnde der Deutschen Chemischen Industrie e. V.,
1/1979; Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbédnde, Arbeitszeitverkiirzung: Kein geeig-
neter Weg fiir mehr Arbeitsplatze, o, 5.. o.J; g Hof,
Arbeitszeitverkiirzung — ein Mittel der Beschiiti-
gspolitik? Beitréige des Instituts der deutschen
i:;:schaft zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, Kéln
1979,
%) Vgl. Vorschldge des DGB zur Wiederherstellung
der Vollbeschéftigung, Diisseldorf 1977.
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Arbeitskréften erhéhen soll, gidnzlich andere
Schwerpunkte als die Arbeitgeber. Die Einfiih-
rung weiterer Zulagen fiir private Investitio-
nen und vermehrte Steuer- und Abschrei-
bungserleichterungen fiir die privaten Unter-
nehmen lehnen sie ab. Statt dessen befiirwor-
ten sie das klassische keynesianische Rezept:
eine beschiftigungssichernde Finanzpolitik
durch Ausweitung der 6ffentlichen Investitio-
nen, aber auch durch unmittelbare Schaffung
von Arbeitspldtzen im offentlichen Dienst.
Auch die Reduzierung des Arbeitsvolumens
— sei es in Form von Verkiirzung der wo-
chentlichen Arbeitszeit oder Verldngerung
des Urlaubs, sei es in Form der Herabsetzung
der flexiblen Altersgrenze — werten sie als ei-
nen Beitrag zur Bekdmpfung der Arbeitslosig-
keit.

Die Argumente fiir und wider den Einsatz der
einzelnen Instrumente sind keineswegs neu:
Beide Seiten haben bereits wahrend der Welt-
wirtschaftskrise zu Beginn der dreiliger Jahre
dhnliche Positionen eingenommen wie heu-
te?%), Hervorstechendes Merkmal auf beiden
Seiten sind die macht- und verteilungspoliti-
schen Interessen, die hinter den arbeitsmarkt-
politischen Konzepten stehen.

Fiir die Unternehmersind Investitionszulagen
und Abschreibungserleichterungen ein will-
kommenes staatliches Geschenk, das mitzu-
nehmen sie aus verstindlichen Griinden
gerne bereit sind und dessen Notwendigkeit
ihre Verbdnde geschickt mit arbeitsmarktpoli-
tischen Notwendigkeiten verbramen. Ihr Veto
gegen die Verringerung des Arbeitsvolumens
hat zweifellos machtpolitische Motive: Eine
Verknappung des Produktionsfaktors Arbeit

IV. SchluBfolgerungen —

|
wiirde ndmlich die Position der Arbeitgebep
verbdnde bei Tarifverhandlungen und die dg
Unternehmen auf dem Arbeitsmarkt erhebligh
schwichen und ihre Gewinnmargen verrip.
gern. Negative Beschéftigungseffekte alg
Folge von ErtragseinbuBlen entsprechen ja
doch nicht einem wirtschaftlichen Sachzw
sondern sind Resultat unternehmerischen Be
miihens, ihre Gewinnspannen zu erh6hen ung
die Einkommens- und Vermégensverteilung
zu ihren Gunsten zu verdndern?3°).

Demgegeniiber sind die Gewerkschaftey
daran interessiert, das Entstehen einer ,indy.
striellen Reservearmee” auf dem Arbeitsmarky
zu verhindern und das Angebot an Arbeits.
kriften so knapp wie méglich zu halten. Denp
das stdrkt ihre Position bei Tarifverhandlun.
gen und verbessert ihre Chancen zu verhin.
dern, daB die Unternehmer ihren Anteil am
Sozialprodukt vergréBern. DaB eine Einfiih.
rung weiterer Investitionszulagen und Steuer.
und Abschreibungserleichterungen nicht mit
den verteilungspolitischen Zielen der Ge.
werkschaften vereinbar ist und deshalb von
ihnen abgelehnt werden muB, versteht sich
von selbst.

Arbeitsmarktpolitik und Verteilungskampf
sind somit nicht zu trennen, sondern eng mit.
einander verwoben. Denn so wie alle wirt.
schaftspolitischen MaBnahmen hat auch je.
des Instrument der Arbeitsmarktpolitik, wenn
es eingesetzt wird, Nebenwirkungen auf die
Einkommens- und Vermégensverteilung. Es
geht beiden Sozialpartnern also nicht allein
um die Schaffung oder Sicherung von Arbeits-
plétzen, sondern auch um die Wahrung ihrer
verteilungspolitischen Interessen.

Aktive Arbeitsmarktpolitik fiir die achtziger Jahre

Das Vorstellen der vorhandenen Instrumente
angebots- und nachfrageorientierter Arbeits-
marktpolitik und das Aufzeigen ihrer Erfolge
und Schwéchen hat zweierlei deutlich werden
lassen:

1. Die Wirtschaftspolitik steht dem Ph&nomen
Arbeitslosigkeit nicht hilflos gegeniiber. Er-

29) Vgl. hierzu B. Mettelsiefen, Arbeitszeitverkiir-
zung — Eine Kontroverse ohne Ende?, in: WSI-Mit-
teilungen 4/1978, S. 195if.
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gebnisse einzelner Wirkungsanalysen zeigen
vielmehr, daB durchaus Erfolge bei der Be-
kdmpfung der Arbeitslosigkeit erzielt werden
konnten.

2. Andererseits darf die Wirksamkeit der
arbeitsmarktpolitischen Instrumente nicht

39) Zum Verteilungskampf und den Determinanten

der Einkommens- und Vermé&gensverteilung vgl. H.

Adam, Die Einkommensverteilung in der Bundesre-

Eublik Deutschland, Kéln 1979%; ders., Macht und
ermégen in der Wirtschaft, Kéln 19762
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iiberschitzt werden. Kénnten die Mittel ndm-
lich Wunder wirken, wire die Zahl von etwa
einer Million Arbeitsloser inzwischen ldngst
beseitigt. Dem ist aber nicht so, und deshalb
wire es angesichts der fiir die Zukunft zu er-
wartenden demographischen Entwicklungen
bereits als Erfolg zu werten, wenn es gelénge,
die Arbeitslosigkeit auf dem gegenwdrtigen
Stand zu halten und einen weiteren Anstieg
zu verhindern.

Die Beherrschung der Arbeitsmarkt- und Be-
schaftigungsprobleme wird eine entschei-
dende Voraussetzung fiir das Weiterbestehen
der Legitimitdt des politischen und wirtschaft-
lichen Systems in der Bundesrepublik
Deutschland sein. Deshalb ist es dringend ge-

19

boten, alle vorhandenen Steuerungsméglich-
keiten zu nutzen und sich nicht einseitig auf
angebots- oder nachfrageorientierte arbeits-
marktpolitische Konzepte zu beschrédnken.
Nur mit einer am Ziel der Vollbeschaftigung
orientierten aktiven Arbeitsmarktpolitik, die
gekennzeichnet ist durch eine Kombination
nachfrage- und angebotsorientierter Mafnah-
men und die die Personalplanung auf Unter-
nehmensebene stdrker beachten muf?!), kann
es gelingen, die drohenden Beschiftigungs-
schwierigkeiten im Griff zu behalten.

31) Vgl. H. Kohl, Arbeit fiir alle. Zukunftshbezogene

Arbeitspolitik im Interesse der Arbeitnehmer, Kéln
1979.
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Giinther Schmid

Arbeitsmarktpolitik

Erfahrungen und zukiinftige Aufgaben

I. Arbeitsmarktlage und arbeitsmarktpolitischer Handlungsbedarf

Die gegenwirtig ansteigende Arbeitslosigkeit
und die eher diisteren Zukunftsaussichten er-
fordern dringend eine Besinnung auf die bis-
herigen Erfahrungen der Arbeitsmarktpolitik.
Ein solcher Riickblick ist auch zur richtigen
Einschitzung der gegenwadrtigen Lage not-
wendig, da die Erfolge unserer Arbeitsmarkt-
und Beschaftigungspolitik in den siebziger
Jahren zum Teil auf Voraussetzungen beruh-
ten, die zukiinftig nicht mehr gelten werden.
Im Folgenden werden thesenartig die zu er-
wartenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt
vordem Hintergrund der Erfahrungen aus den
zuriickliegenden Jahren erértert.

These 1: GréBere Entlastungseffekte fiir den
Arbeitsmarkt sind auf der Arbeitsangebots-
seite mittelfristig nicht zu erwarten. Beschéfti-
gungsdefizite werden sich daher kiinftig un-
mittelbarer in offener Arbeitslosigkeit aus-
driicken.

Die weltweite Rezession seit 1974 brachte die
Wirtschaft aller westlichen Lander in Schwie-
rigkeiten. Die Bundesrepublik Deutschland
hat diese Schwierigkeiten nach ziemlich ein-
helligem Urteil vergleichsweise gut bewiltigt:
Niedrige Inflationsraten, eine mittlere
Arbeitslosenquote, andauernde Exporterfolge
und eine harte Mark haben zu dem Giitezei-
chen Modell Deutschland" gefiihrt. Gemessen
an zwei anderen Kriterien schneidet die Bun-
desrepublik jedoch nicht so giinstig ab: Thre
Wachstumsraten waren gegeniiber anderen
Lindern bescheiden, und beim Beschafti-
gungsniveau mubBte sie erhebliche Verluste
hinnehmen.

Die meisten vergleichbaren westlichen Lan-
der haben wihrend der letzten Rezession ihr
Beschiiftigungsvolumen gehalten; einige Lan-
der — 2, B. die USA und Schweden — haben
ihr Beschaftigungsvolumen sogar erheblich
erhht. Dagegen hat sich in den fiinf Jahren
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von 1973 bis 1977 die Zahl der Beschdftigten in
der Bundesrepublik um 1,7 Millionen, d. h. um
6,5 Prozent vermindert! Dieser drastische
Riickgang des Beschiftigungsvolumens blieb
politisch fast unbemerkt, weil man die Auf-
merksamkeit vor allem auf die Arbeitslosig-
keit richtete. Es sprechen jedoch mehrere
Griinde dafiir, daB wir es hier mit einer Son-
derentwicklung der Bundesrepublik zu tun ha-
ben, die sich in dem kommenden Jahrzehnt
nicht mehr fortsetzen wird.

Mit statistischen Beobachtungen und Berech-
nungen ldBt sich zeigen, daB die Beschaéfti-
gungsverluste vor allem durch drei Faktoren
aufgefangen wurden, die sich nicht in der offe-
nen Arbeitslosenquote ausdriickten:

1. Wihrend in fast allen Vergleichslandern
die Frauenerwerbsquote auch wédhrend der
Rezessionsjahre weiter anstieg — in Schwe-
den sogar von 62 auf 70 Prozent — , blieb sie in
der Bundesrepublik konstant bei 48,5 Prozent!
Diese Stagnation driickt sich zum Teil im An-
stieg der sogenannten Stillen Reserve auf
schitzungsweise 650 000 Personen aus. Mei-
nes Erachtens laBt sich jedoch der Trend einer
steigenden Erwerbsbeteiligung der Frauen
langfristig nicht aufhalten, weil dieser Trend
durch vielfdltige Motive und soziale Wand-
lungsprozesse gestiitzt wird.

2. Als Folge einer forcierten Politik der Friih-
verrentung sank die Erwerbsquote der 60- bis
65jdhrigen von 41,3 Prozent (1973) auf 30,5 Pro-
zent (1977) und entlastete den Arbeitsmarkt
auf diese Weise erheblich. Aus sozialpoliti-
schen Griinden war die Einfiihrung der flexi-
blen Altersgrenze sicherlich begriiBenswert;
sie begiinstigte aber auch den Abbau altersge-
rechter Arbeitspldtze. Dariiber hinaus sind die
beschéaftigungspolitischen Effekte der Friih-
verrentung weitgehend ausgeschdpft und las-
sen sich kaum wiederholen.
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3. SchlieBlich wurde durch die Beendigung der
Auslinderanwerbung, durch Nichtverldnge-
rung von Arbeitsvertrigen und dergleichen
die Zahl der ausldndischen Arbeitnehmer zwi-
schen 1974 und 1977 um rund 450 000 vermin-
dert. Auch dieser ProzeB der Ausldnderver-
dréngung ist in den achtziger Jahren nicht zu
wiederholen. Die meisten Auslédnder, die jetzt
noch hier sind, werden auch bleiben. Hinzu-
kommt, daB jetzt die zweite Generation der
Auslénder auf den Arbeitsmarkt dréngt und
dort den Angebotsdruck erhéht.

Aus den angefiihrten Griinden sind derartige
Entlastungseffekte des Arbeitsmarktes kiini-
tig nicht mehr zu erwarten. Beschéftigungsde-
fizite werden sich dann unmittelbar in der po-
litisch bedeutsameren Statistik der offenen
Arbeitslosigkeit niederschlagen.

These 2: Die gegenwdrtige Struktur der
Arbeitslosigkeit erschwert unmittelbare be-
schéftigungspolitische Erfolge. Der zu be-
fiirchtende Anstieg der offenen Arbeitslosig-
keit wird kiinftig auch die politisch sensitive-
ren Gruppen des Arbeitsmarktes treffen, vor
allem voraussichtlich die Jugendlichen.

Unabhéngig von technologie-, energie- und
wachstumspolitischen Problemen wird die Er-
reichung der Vollbeschiftigung allein schon
durch die demographische Entwicklung, d.h.
durch den Eintritt geburtenstarker Jahrgénge
in den Arbeitsmarkt, erschwert. Zum anderen
hat sich aber auch die Struktur der Arbeitslo-
sigkeit durch mehrfache ,Aussiebungsprozes-
se" zunehmend verschlechtert. Vergleicht man
die Sondererhebungen der Bundesanstalt fiir
Arbeit Ende September 1975 mit Ende Sep-
tember 1979, dann sind vor allem folgende
Verdnderungen bemerkenswert: Wihrend
1975 nur jeder zehnte der registrierten
Arbeitslosen lénger als ein Jahr ohne Beschif-
tigung war, traf das 1979 schon fiir jeden fiinf-
ten zu; 1975 wies jeder fiinfte Arbeitslose ge-
sundheitliche Einschrankungen auf, 1979 jeder
dritte. Erh&ht hat sich auBerdem der Anteil
der Frauen unter den Arbeitslosen, und insbe-
sondere der der Schwerbehinderten, Je lénger
die hohe Arbeitslosigkeit andauert, desto
mehr wirken sich die Selektionskriterien, die
Arbeitgeber bei Entlassungen und Einstellun-
gen anwenden, auf die Zusammensetzung des
Bestandes der Arbeitslosen aus. Er reichert
sich immer mehr mit ,Schwervermittelbaren"
an, die auch bei steigender Nachfrage kaum
mehr einen Arbeitsplatz finden. Offene Stel-
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len bleiben dann trotz hoher Arbeitslosig
entweder unbesetzt, oder sie werden ehg
durch Neuzugénge aus dem Ausbildungssy
stem oder aus der ,stillen Reserve" besetzt
aus dem Reservoir der registrierten Arbeitslo.
sen!),

Neben anderen Faktoren ist diese Verschiech.]
terung der Struktur der Arbeitslosigkeit auch
mitverantwortlich fiir die zu beobachtends
Diskrepanz zwischen Wirtschaftswachstun
und Beschéftigungswirkung, Das reale Wi
schaftswachstum erreichte im Jahre 1979 44
Prozent; dennoch erhéhte sich die Zahl der
Beschiftigten lediglich um 318 000 Personen!
(d. s. 1,26 Prozent), und die jahresdurchschnitt
liche Arbeitslosenzahl fiel nur um rund ein
Drittel des Beschéftigungsgewinns, d.h. um|
116 970 Personen.

Ein {iberdurchschnittlicher Anteil der jetat
schon hohen Arbeitslosigkeit wird von soge
nannten Randgruppen des Arbeitsmarktes ge:
tragen. Fiir Altere, fiir Behinderte, fiir Perse|
nen mit gesundheitlichen Einschrinkungen
flir Personen ohne Berufsausbildung und fiir
Frauen wird es kiinftig sicherlich noch schwie-
riger werden, wieder einen Arbeitsplatz zu fin-
den, wenn sie einmal arbeitslos geworden
sind. Aber auch, wenn diese ,Randgruppen’
des Arbeitsmarktes einen noch h8heren An
teil der steigenden Arbeitslosigkeit zu tragen
haben, werden sie nicht die Gesamtlast {iber-
nehmen kénnen. die ,Kerngruppen" der Ar
beitnehmer, die von den bisherigen Beschifti-
gungsdefiziten weniger betroffen waren, wilr-
den dann mit einem erheblich héheren Risiko
unfreiwilliger Arbeitslosigkeit konfrontierl
Politisch wahrscheinlich wiren dann massive
Bemiihungen der Gewerkschaften um Be
schaftigungssicherung fiir die bereits beschif
tigten (und gewerkschaftlich organisierten)
Arbeitnehmer. Die Folge kénnte dann eine
wesentlich hohere Jugendarbeitslosigkeit
sein, die die Bundesrepublik mit ihrem ver
gleichsweise leistungsfihigen System der be-
ruflichen Bildung bisher (im Gegensatz zu an-
deren Landern) noch vermeiden konnte.

e ————

2 Fiir umfassende Analysen zur Dynamik und
trukturierung der Arbeitslosigkeit vgl. u. a. Franz
Egle, Ansitze fiir eine systematische eobachtg‘g
und Analyse der Arbeitslosigkeit, Niirnberg 197%
Dieter Freiburghaus, Dy'namxﬁ der Arbeitslosigkeit
Meisenheim am Glan 1978; mehrere Beitrige von
Christian Brinkmann in: Mitteilungen aus der
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung; Giinther
Schmid, Strukturierte Arbeitslosigkeit und Arbeits-
marktpolitik, K&nigstein im Taunus 1980.

2



These 3: Der Arbeitsmarkt ist gespalten; Kraf-
teangebot und Kréiftenachfrage stehen in ei-
nem zunehmenden Ungleichgewicht. Dieses
Ungleichgewicht ist vor allem berufsfachli-
cher und qualifikationsspezifischer Natur; es
kénnte zu einem Engpal# fiir die ,Modernisie-
rung der Volkswirtschaft" werden.

Trotz hoher Arbeitslosigkeit gibt es Teil-
arbeitsmérkte, in denen ein mangelndes An-
gebot an qualifizierten Kraften vorhanden ist;
diese Diskrepanz hat sich in den vergangenen
Jahren verscharft. Insgesamt gab es Ende Sep-
tember 1979 in 87 (von insgesamt 328) Berufs-
ordnungen mehr offene Stellen fiir Arbeits-
krifte mit beruflicher Qualifikation als ent-
sprechende Arbeitslose. Ein Jahr zuvor waren
es 63 Berufsordnungen?). Ohne die Offene-
Stellen-Statistik zu strapazieren, lassen sich
doch folgende Trends erkennen:

Teilarbeitsmérkte mit erheblichem Mangel an
qualifizierten Kraften sind vor allem: Bau- und
Baunebenberufe (vor allem Maler, Lackierer,
Betonbauer, Verputzer, Dachdecker, Fliesen-
leger), Metall- und Elektrikerberufe (vor allem
Schlosser- und Installateurberufe); einen be-
stindigen Bedarf in den letzten Jahren gab es
bei Flach- und Tiefdruckern, Tischlern und
Modellbauern, in Berufen des Hotel- und
Caststdttengewerbes (vor allem Kéche), in In-
genieurberufen, gehobenen Gesundheitsberu-
fen (vor allem Masseure und Krankengymna-
sten), bei Zahntechnikern, bei Technikern,
Elektronikern und Fachleuten der Datenver-
arbeitung,

Besondere Arbeitsplatzdefizite gab es dage-
gen in den Teilarbeitsmérkten fiir Biiro- und
Verwaltungsberufe, bei den Warenkaufleuten,
bei einigen Pflegeberufen (z. B. Kinderpflege-
rinnen, Krankenpflegerinnen), bei Hilfsarbei-
tern, Lager- und Transportarbeitern, vor allem
jeweils bei Kréften ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung.

Einige der Teilarbeitsmirkte mit einem schon
derzeit gréBeren Kréftebedarf konnten sich zu
einem EngpaB fiir die ,Modernisierung der
Volkswirtschaft" entwickeln. Es konzentrieren
sich hier Bedarfsbereiche, die auch in zentra-
len Bereichen der ,Modernisierung” eine Rolle
spielen: Qualifizierte Kréfte in Bau- und Bau-
nebenberufen, in Metall- und Elektrikerberu-
len werden verstarkt benétigt, wenn alterna-

) Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt fiir Ar-
beit (ANBA) Nr. 3/1980, S. 202.
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tive, arbeitsintensive Energietechnologien
entwickelt und installiert werden sollen; sie
werden verstdrkt bendtigt, wenn Wirmedém-
mungsmafBnahmen, Altbau- und Wohnungs-
modernisierung und die Verbesserung der
stddtischen Infrastruktur forciert werden sol-
len. Ahnliches gilt fiir Techniker, Ingenieure,
Datenverarbeitungsfachleute, wenn die Berei-
che der Sozialtechnologie und des Umwelt-
schutzes expandieren sollen.

Die Spaltung des Arbeitsmarktes scheint vor
allem zwei Ursachen zu haben: Einmal eine
tiefgreifende Verdnderung von Verhaltens-
und Wertmustern (u.a. eine sinkende Nei-
gung, bestimmte manuelle Berufe anzustre-
ben); aber auch eine mangelnde Anpassung
der Arbeitsorganisation an gestiegene Anfor-
derungen im Hinblick auf Arbeitsbedingun-
gen und Arbeitszeitgestaltung. Daneben sind
Maingel im beruflichen Ausbildungssystem zu
verzeichnen, Anzeichen solcher Defizite, die
wir hier nicht ausfiihrlicher diskutieren kén-
nen, sind mehrfach bestétigte Beobachtungen,
daB hinter der vielzitierten Facharbeiterliicke
héufig weniger der Mangel an Facharbeitern
mit speziellen Kenntnissen der Stoffbearbei-
tung steht als der Mangel an flexiblen Fach-
kriften mit allgemeineren Qualifikatio-
nen wie Abstraktionsvermégen, Verantwor-
tung, Selbstdndigkeit und Lernféhigkeit. Erfor-
derlich scheint eine berufliche Erstqualifika-
tion mit breiteren Kenntnissen und auch eine
Uberpriifung der derzeitigen Ausbildungssitu-
ation im Handwerk, wo wesentlich mehr Lehr-
linge ausgebildet werden, als dieser Wirt-
schaftszweig selbst beschéftigen kann. Die
neuerlichen Schwierigkeiten von Jugendli-
chen mit abgeschlossener Berufsausbildung,
einen Arbeitsplatz zu finden, weisen in die-
selbe Richtung.

Die Arbeitsmarktpolitik der achtziger Jahre
wird vor groBen Aufgaben stehen. Optionen
zur massiven angebotsseitigen Entlastung des
Arbeitsmarktes, wie sie in den siebziger Jah-
ren genutzt werden konnten, stehen in den
achtziger Jahren nicht zur Verfiigung. Techno-
logiepolitisch bedingter Freisetzungsdruck
und demographisch bedingter zusétzlicher
Angebotsdruck zwingen die Arbeitsmarktpo-
litik im Gegenteil dazu, vielmehr als bisher be-
schiftigpungsausweitende Wachstumspolitik
zu unterstiitzen. Die sich verschlechternde
Struktur des gegenwirtig schon viel zu hohen
Arbeitslosenbestandes fordert die Arbeits-
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marktpolitik heraus, ihre eigenen Mafnah-
men zur Wiedereingliederung ,schwervermit-
telbarer” Personen wirksamer zu machen. Das
zunehmende qualifikationsspezifische Un-
gleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt in Ver-

bindung mit einem zu erwartenden beschley.
nigten technologischen und sozialen Wandg
zwingt zu erheblichen Anstrengungen, um gje
erforderlichen Anpassungsprozesse von An.
gebot und Nachfrage zu bewiltigen,

II. Umfang, Struktur und Wirksamkeit
des gegenwartigen arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums

Zur Beurteilung der kiinftigen Gestaltung des
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums ist
es zundchst erforderlich, sich den derzeitigen
finanz- und beschéaftigungswirksamen Umfang
der Arbeitsmarktpolitik gegenwdrtig zu ma-
chen. Dazu zundchst

These 4: Gemessen am Bruttosozialprodukt
gibt Schweden etwa fiinfmal mehr fiir aktive
Arbeitsmarktpolitik aus als die Bundesrepu-
blik; entsprechend trégt die schwedische Ar-
beitmarktpolitik mehr zur Erreichung der
Vollbeschéftigung bei als die Bundesrepublik.
Gemessen am Kriterium der Beschéftigungs-
effektivitit steht die Bundesrepublik ver-
gleichsweise giinstiger da als Schweden. Es
besteht in der Bundesrepublik also noch ein
erheblicher Spielraum fiir aktive Arbeits-
marktpolitik.

Die jahrlichen Ausgaben der Bundesanstalt
fiir Arbeit sind mittlerweile auf rund 20 Mrd.
DM angestiegen (1979). Davon entfallen rund 9
Mrd. DM auf Arbeitslosengeld und Arbeitslo-
senhilfe, also auf die Kompensation des Ein-
kommensverlustes der Arbeitslosen. Die rest-
lichen 11 Mrd. DM sind im weitesten Sinne
.aktive MaBnahmen" der Arbeitsmarktpolitik.
Die MaBnahmenpalette umfaBt die Férderung
der beruflichen Bildung, Vermittlungs- und
Beratungsaktivitdt der Arbeitsamter, Rehabili-
tation, ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen, Kurz-
arbeit und Schlechtwettergeld, Eingliede-
rungsbeihilfen — um die wichtigsten zu nen-
nen.

Von der Vermittlungs- und Beratungsaktivitat
einmal abgesehen, deren Beschiftigungseffekt
nicht zu beziffern ist, hat das finanzwirksame
arbeitsmarktpolitische Instrumentarium seit
1973 im Jahresdurchschnitt einen Nettobe-
schéiftigungseffekt von 316 000 Personen er-
zielt; das sind rund 1,25 Prozent aller Erwerbs-
tdtigen, d. h. um diese Zahl wire die Arbeitslo-
sigkeit hoher gewesen. Allerdings handelt es
sich hier um Maximalwerte, weil die Schat-
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zungen mégliche Mitnehmer- und Verdrén.
gungseffekte nicht enthalten.

Diese Zahlen kénnen sich sehen lassen, ver.
gleicht man sie etwa mit den Beschéftigungs.
effekten der Fiskal- und Regionalpolitik; sie
sind jedoch ziemlich bescheiden, wenn man
sie mit der schwedischen Arbeitsmarktpolitik
vergleicht. Gemessen am Bruttosozialprodukt
gibt Schweden etwa fiinfmal soviel wie die
Bundesrepublik fiir selektive arbeitsmarktpo.
litische MaBnahmen aus. Der jahresdurch.
schnittliche Nettobeschadftigungseffekt von
1973—78 betrug 3,15 Prozent (gegeniiber 1,25
Prozent in der Bundesrepublik).

‘Wenn man nun einmal fiir Schweden und die
Bundesrepublik die Rechnungen gegeniiber-
stellt, wie hoch der Beschiftigungseffekt von 1
Prozent Ausgaben des Bruttosozialprodukts
fiir Arbeitsmarktpolitik ist, so stellt man er-
staunt fest, daB die bundesrepublikanische
Arbeitsmarktpolitik — gemessen an diesem
Kriterium — effektiver ist als die schwedische,
Es scheint also eine Schwelle zu geben, nach
der die Beschaftigungseffektivitdt selektiver
Arbeitsmarktpolitik sinkt. Schweden scheint
diese Schwelle erreicht zu haben, die Bundes.
republik noch nicht; d. h. gemessen an diesem
Kriterium hat die Bundesrepublik noch ein er-
hebliches Potential an aktiver Arbeitsmarkt-
politik auszuschépfen.

These 5: Die gegenwdrtige Struktur des
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums ist
iberwiegend ein Reflex der ungiinstigen
Arbeitsmarktlage. Auf diese Weise werden sy-
stematisch vorbeugende und produktive Maf-
nahmen vernachlédssigt. Die Arbeitsmarktpoli-
tik mub kiinftig wieder stirkeres Gewicht auf
die Schaffung von Dauerarbeitsplitzen und
auf vorbeugende Anpassung an wirtschaftli-
chen und technologischen Wandel legen.

Von der Struktur her betrachtet, unterschei-
det sich Schweden von der Bundesrepublik
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vor allem durch eine héhere Férderung der
peruflichen Erwachsenenbildung (die gezielt
auch antizyklisch eingesetzt wird), durch hé-
here Ausgaben fiir ArbeitsbeschaffungsmaB-
nshmen und durch eine erheblich gréBere
7ahl an geschiitzten Arbeitsplétzen fiir Behin-
derte, gesundheitlich eingeschrénkte oder il-
tere Erwerbspersonen.

Ohne dem schwedischen Modell das Wort zu
reden, stimmt es jedoch bedenklich, daB in der
Bundesrepublik die realen Ausgaben zur For-
derung der beruflichen Bildung seit 1973 ge-
sunken sind. Wihrend die (zusammengefaB-
ten) Ausgaben fiir berufliche Bildung 1973
rund 1,8 Mrd. DM betrugen, war ihr Umfang
1979 mit 2,2 Mrd. DM nominal nur geringfiigig
héher, was real unter Einbeziehung des Kauf-
kraftverlustes ein Sinken bedeutet. Auf diese
bedenkliche Entwicklung hat mittlerweile
auch die Politik reagiert. Mit der 5. Novelle
des Arbeitsférderungsgesetzes und vor allem
auch mit dem jlingsten Sonderprogramm der
Bundesregierung wird die Betonung wieder
stirker auf QualifizierungsmaBnahmen ge-
setzt,

Demgegeniiber stiegen die Ausgaben fiir MaB-
nahmen der Wiedereingliederung, Rehabilita-

tion und Arbeitsbeschaffung von rund 0,5 Mrd.
DM (1973) auf knapp 3 Mrd. DM im Jahr 1979.
Diese Ausgabenentwicklung ist sicherlich ein
Reflex der schwierigen Arbeitsmarktsituation.
Man muB sich jedoch fragen, ob die Arbeits-
marktpolitik nicht Opfer eines Teufelskreises
ist, den es zu durchbrechen gilt: Die wirklich
vorbeugenden, produktiven und unzweifelhaft
effektiven MaBnahmen der Qualifikationsfor-
derung?) sind in der Vergangenheit gegeniiber
den {iberwiegend verteilungs- und sozialpoli-
tisch motivierten MaBnahmen der Rehabilita-
tion, Wiedereingliederung und zeitlich befri-
steten Arbeitsbeschaffung zuriickgetreten.
Von dem Sonderproblem der Rehabilitation
einmal abgesehen (die unabhdngig von der
Arbeitsmarktlage dringend notig ist), ist je-
doch der qualitative und der quantitative Be-
schéiftigungseffekt der Eingliederungsbeihil-
fen und der traditionellen Arbeitsbeschaf-
fungsmaBnahmen nach allen Wirkungsanaly-
sen, die wir kennen, von allen arbeitsmarktpo-
litischen Instrumenten am zweifelhaftesten ),
Hier muB die Arbeitsmarktpolitik in Zukunft
neue Akzente setzen, die in den jlingsten MaS-
nahmen der Bundesregierung zum Teil auch
schon aufgegriffen wurden.

III. Der kiinftige Beitrag der Arbeitsmarktpolitik
zur ,Modernisierung der Volkswirtschaft"

These 6: Die Arbeitsmarktpolitik kann so-
wohl nachfrage- wie angebotsseitig zur wachs-
tumspolitischen Expansion der Beschéftigung
beitragen — besonders durch Ausweitung an-
passungsbedingter betrieblicher Qualifizie-
rung und durch Steuerung von Arbeitsbe-
schaffungsmafinahmen in latente, dauerhafte
Bedarfsbereiche. Durch Beseitigung qualifika-
tionsbedingter Engpédsse kann die Arbeits-
marktpolitik auch den Spielraum fiir expan-
sive globale Beschéftigungspolitik erweitern.

] Nach einer Analyse von Infratest weisen Arbeits-
krifte, welche ihre derzeitige berufliche Position
durch Teilnahme an vom Arbeitsamt geférderten
beruflichen Fortbildungs- oder UmschulungsmaB-
tahmen erreicht haben, das insgesamt geringste Be-
troffenheitsrisiko von Arbeits?osigkeit unter den
efragten aus. Vgl. Bernhard von Rosenbladt und
Christoph F. Biichtemann, Arbeitslosigkeit und be-
lufliche Wiedereingliederung 1977/1978, in: Mittei-
anﬁ% 8&(1).15 der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,

%

Nach meiner Einschidtzung gewinnen in Zu-
kunft selektive Wachstumsstrategien an Be-
deutung, weil globale beschéftigungspoliti-
sche Programme nicht nur an Grenzen der
wirtschaftspolitischen = Durchsetzungsfdhig-
keit, sondern auch an Grenzen der beschifti-
gungspolitischen Effektivitdt stoBen. Wenn

1) Vgl. vor allem Eugen Spitznagel, Globale und
strukturelle Auswirkungen von Allgemeinen MaB-
nahmen zur Arbeitsbescghalfung (ABM) — Eine em-
pirische Analyse, Niirnberg 1980 (BeitrAB 45); Giin-
ther Schmid und Klaus Semlinger, Instrumente
gezielter Arbeitsmarktpolitik: Kurzarbeit, Einar-
beitungszuschiisse und Eingliederungsbeihilfen.
Durchfiihrung, Wirksamkeit und Reformvorschlage,
Kénigstein/Ts. 1980; Glinther Schmid und Helmut
Wilke, Quantitative Wirkungsanalyse von Arbeits-
marktprogrammen am Beispiel der Eingliederungs-
beihilfen fiir schwervermittelbare Arbeitslose: Ein
Anwendungsfall und seine methodischen Probleme,
in: Discussion Paper Series of the International In-
stitute of Management of the Science Center Berlin,
1IM/dp 80—31.
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die These richtig ist, daB vor allem in den poli-
tisch konsensfidhigen Bedarfsbereichen (Ener-
gieeinsparung, Umweltschutz, Altbausanie-
rung, Verbesserung des Wohnumfeldes), die
Gegenstand einer selektiven Wachstumspoli-
tik wéren, sich schon heute Qualifikationseng-
pidsse andeuten, dann gewinnt die Férderung
der Ausbildung qualifizierten Personals fiir
Mangelberufe eine besondere Bedeutung.
Diese Méglichkeit ist auch deshalb wichtig,
weil hier der Bund {iber die Bundesanstalt fiir
Arbeit und die Arbeitsimter ohne Umwege
iiber Lander und Gemeinden unmittelbar auf
der lokalen Ebene titig werden kann. Fiir die
Wirksamkeit bundespolitisch konzipierter
MaBnahmen liegt darin ein unschétzbarer
Vorteil.

Zugleich ist die Férderung von Fortbildungs-
und UmschulungsmaBnahmen — also der Hu-
mankapitalbildung und -erneuerung — dieje-
nige Form der Subventionierung des privaten
Sektors, bei der positive Beschdftigungsef-
fekte am ehesten zu erwarten sind. Wahrend
die Unternehmen die (durch die {ibliche staat-
liche Investitionsférderung beglinstigte) Sach-
kapitalbildung notfalls immer auch liber den
Kapitalmarkt finanzieren ko&nnten, kénnen
Humankapitalinvestitionen nicht bilanzwirk-
sam aktiviert und zur Kreditgrundlage ge-
macht werden. Wenn die Méglichkeiten der
Eigenfinanzierung begrenzt sind, dann unter-
bleiben Humankapital-Investitionen eher als
Sachkapital-Investitionen ¢).

Selbst in wirtschaftlich giinstiger Situation un-
terbleiben oft weiterbildende Personalinvesti-
tionen, weil die Unternehmen an kurzfristiger
Gewinnmaximierung orientiert sind und ihr
Personal fiir Fortbildung und Umschulung
nicht freistellen kénnen oder wollen. Alle vor-
handenen Kapazititen werden dann fiir die
Produktion eingesetzt. Der Druck von Termin-
auftrdgen und vor allem der Akkordlohn kom-
men hinzu: Meister und qualifizierte Fach-
kréfte sind ohne Garantie ihres Mehrverdien-
stes oder entsprechender Kompensation nicht
bereit, erhebliche Zeit fiir die Anleitung von
Anlernkriften aufzuwenden. Qualifikations-
engpdsse werden dann durch Uberstunden
und/oder durch Rekrutierung am (ohnehin
knappen) externen Teilarbeitsmarkt gelést.

%) Vgl. Fritz W. Scharpf, Beschéltigungsorientierte
Strukturpolitik, in: Discussion Paper Series of the
International Institute of Management of the
Science Center Berlin, IIM/dp 80—42.
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Eine Uberbietungskonkurrenz am extem“!

Markt fiir qualifizierte Fachkréfte ist dang
wahrscheinlich.

Staatliche Finanzhilfen — wie etwa die Zy.
schiisse zur innerbetrieblichen Qualifizi ;
im sogenannten 500-Millionen-Programm deg
Bundesarbeitsministers vom Sommer 1979 —
treffen hier also oft auf einen tatsichlichey
Entwicklungsengpa der Unternehmen upng
konnen deshalb wirksam zur Besch&[ﬁgung,.;_
ausweitung beitragen. Insofern Qualifika.
tionsengpdsse mitverantwortlich fiir inflatorj.
sche Prozesse sind und insofern globale be.
schiftigungspolitische Impulse (sei es iiber
Steuernachldsse oder staatliche Investitionen
liber deficit spending) durch Inflation einge.
schrinkt werden, kénnte auf diese Weise auch
der Spielraum fiir globale Beschaftigungspoli-
tik erweitert werden.

Nach allem, was wir hier bisher liber die Wirk.
samkeit des sogenannten 500-Millionen.
Programms wissen, wurde mit diesem Pro.
gramm in vielen Unternehmen ein tatséchli-
cher EngpaB getroffen, dessen Beseitigung
nicht nur giinstige beschiftigungspolitische
Wirkungen hat, sondern generell die Flexibili-
tdt und Anpassungsfdhigkeit vor allem von
kleineren und mittleren Unternehmen f6rdert,
In zahlreichen Unternehmungen hat dieses
Programm vermutlich auch den entscheiden-
den Ansto gegeben, der Planung mittel- und
langerfristiger Personalinvestitionen gréBere
Aufmerksamkeit zu widmen. Eher als die kapi-
talbezogene Investitionsférderung sollte des-
halb die Qualifikationsférderung auch auBer-
halb der politisch geférderten Wachstumsbe-
reiche zum Instrument einer generellen ange-
botsorientierten Politik gemacht werden.

Das 500-Millionen-Programm hat auch den
AnstoB zu einer Wende bei den Arbeitsbe-
schaffungsmafinahmen gegeben: Stand hei
den bisherigen Arbeitsbeschaffungsmafnah-
men das verteilungs- und sozialpolitische Mo-
tiv im Vordergrund, méglichst vielen Arbeits-
losen die Méglichkeit kurzfristiger Beschifti-
gungsverhdltnisse zu vermitteln und ihnen auf
diesem Wege wieder erneuten Anspruch auf
Arbeitslosengeld zu verschaffen, so steht jetzt
das Motiv der Schaffung von Dauerarbeits-
plitzen in latenten Bedarfsbereichen wie So-
ziale Dienste, Verbesserung des Wohnumfel-
des und der sozialen Infrastruktur im Vorder-
grund. Auch dieser Programmteil wurde von
den Tridgern in Kommunen und Wohlfahrts-
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verbénden verhdltnisméBig gut aufgenommen.
. Uber den ldngerfristigen Erfolg 1t sich im
~ Augenblick nocht nichts Definitives sagen.

Bisherige Erfahrungen zeigen jedoch, daB der
entscheidende EngpaB hier das Zusammen-
spiel verschiedener lokaler Akteure ist, vor al-
lem zwischen Arbeitsverwaltung und Sozial-
verwaltung; die Arbeitsmarktpolitik kann hier
nur die Initialziindung geben, wihrend die Ga-
rantie der Dauerarbeitspldtze Gegenstand der
kommunalen oder ldnderspezifischen Sozial-
und Infrastrukturpolitik ist. Ein Ergebnis die-
ses Sonderprogramms wird méglicherweise
sein, daB langsfristig eine Finanzreform erfor-
derlich sein wird, mit deren Hilfe die Gemein-
den in starkerem MabBe beschéftigungspoliti-
sche Mitverantwortung tragen kénnen.

These 7: Auch bei erfolgreichen selektiven
Wachstumsstrategien wird mittelfristig mit ei-
nem Beschéftigungsdefizit zu rechnen sein.
Selektive Strategien zur Umverteilung des
vorhandenen Arbeitsvolumens werden darum
zur Erreichung der Vollbeschéftigung erfor-
derlich sein. Unter den zahlreichen Méglich-
keiten der Arbeitszeitverkiirzung erscheinen
selektive Strategien am erfolgversprechend-
sten, die den vorhandenen Arbeitszeitprife-
renzen bestimmter Gruppen und den organi-
satorischen Méglichkeiten bestimmter Berei-
che Rechnung tragen.

Die Hoffnung, daB Beschdftigungsauswei-
tung allein das zu erwartende Beschéftigungs-
defizit beseitigen kénnte, hat heute auch bei
engagierten Befiirwortern einer keynesiani-
schen Nachfrageausweitung einer gewissen
Resignation Platz gemacht. Auch sie suchen
deshalb nach Méglichkeiten zur Beseitigung
der Arbeitslosigkeit durch Umverteilung des
vorhandenen oder zu erwartenden Arbeitsvo-
lumens — sprich: durch Verkiirzung der Le-
bens-, Jahres- oder Wochenarbeitszeit der Be-
schéftigten. Dabei sind allerdings die Moglich-
keiten einer Verkiirzung der Lebensarbeits-
zeit durch Frithverrentung bereits weitgehend
ausgeschépit. GroBeres Interesse besteht da-
gegen an ,gleitenden Ubergéngen” in den Ru-
hestand, die allerdings — jedenfalls im Aus-
land — eher zu einer Verlingerung des
Arbeitslebens zu fiihren scheinen.

Ebenso skeptisch sind Forderungen nach ei-
ner weiteren Verldngerung der Schul- und
-Ausbildungszeiten zu beurteilen, die weithin
den eigenen Wiinschen und Bediirfnissen der
Betroffenen zuwiderlaufen. Anders steht es

7

dagegen mit allen Méglichkeiten der berufli-
chen und allgemeinbildenden Weiterbildung
wihrend des Berufslebens bis hin zum nachge-
holten Hochschulstudium und zu léngeren
.sabbaticals". Thnen fehlt der Zwangscharakter
der verldngerten Ausbildungszeit, und sie
kdnnen gezielt fiir den weiteren beruflichen
Aufstieg oder fiir die persénliche Entfaltung
eingesetzt werden. Was hier fehlt, sind Finan-
zierungsmodelle, die wihrend derartiger lan-
gerer Unterbrechungen des Berufslebens den
(Familien-)Lebensstandard sichern ké&nnen.
Privatwirtschaftliche L&sungen (etwa nach
dem Vorbild der Bausparvertrige und mégli-
cherweise mit einer staatlichen Ausfallgaran-
tie) wédren hier durchaus denkbar, sind aber
bisher nicht in Sicht.

Die Diskussion um kurzfristig realisierbare
Lésungen, die eine spiirbare Arbeitsmarktent-
lastung bringen sollen, konzentriert sich des-
halb auf die Verldngerung des Jahresurlaubs
und die Verkiirzung der Wochenarbeitszeit,
Wegen der befiirchteten gréBeren Organisa-
tionsprobleme richtet sich der Widerstand der
Arbeitgeberseite derzeit vor allem gegen die
Vorschldge fiir eine kiirzere Arbeitswoche.
Aber das eigentliche Problem liegt in beiden
Fillen in der Tatsache, daB kostenneutrale
Arbeitszeitverkiirzungen nicht einkommens-
neutral sein kénnen, und umgekehrt. Gewi§
ist auch bisher schon im Rahmen der jéhrli-
chen Tarifverhandlungen die insgesamt ver-
fiighare Verteilungsmasse auf Léhne, Urlaub
und Arbeitszeit aufgeteilt worden — aber
doch unter Bedingungen, die immer auch ei-
nen Zuwachs bei den Reallshnen erbrachten.
Ein rascherer, arbeitsmarktpolitisch motivier-
ter Fortschritt in der Arbeitszeitverkiirzung,
der iiber die subjektiven Einkommens/Frei-
zeit-Priferenzen der Arbeitnehmer hinausgin-
ge, miiBte deshalb entweder die Kostenbela-
stung der Unternehmen erhéhen oder die Ge-
werkschaften in Schwierigkeiten bringen, de-
ren Mitglieder in der groBen Mehrzahl auf das
volle Einkommen einer vollen Arbeitswoche
durchaus angewiesen sind.

Zwar hatte die kontinuierliche Verkiirzung
der tariflichen Wochenarbeitszeit bisher von
allen ArbeitszeitmaBnahmen die stédrksten
Entlastungswirkungen und wird sie auch wei-
terhin haben; so betrug die vom IAB (Institut
fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in
Niirnberg) geschitzte Beschéftigungswirkung
beispielsweise fiir das Jahr 1979 203.000 Perso-
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nen. Auch aus sozial- und gesundheitspoliti-
schen Griinden wird eine weitere Verkiirzung
der Arbeitszeit ein vorrangiges Ziel der ge-
werkschaftlichen Tarifpolitik sein. Dariiber
hinausgehende globale Lésungen der Arbeits-
zeitverkiirzung wiren jedoch wohl schwer
durchzusetzen. Denkbar wire allenfalls eine
gesetzlich unterstiitzte Reduzierung der Uber-
stunden, deren Arbeitsvolumen 1977 allein 1,9
Millionen Arbeitskréfte betrug. Im Rahmen ei-
ner novellierten Arbeitszeitordnung und kol-
lektivvertraglicher Vereinbarungen wiren
Regelungen denkbar, die die pro Jahr maximal
zuldssige Gesamtarbeitszeit eines Beschéftig-
ten festlegen. Innerhalb dieses Kontingents
wire dann sowohl produktionstechnisch er-
wiinschte wie {reizeitbedingte Flexibilitat
méglich. Zumindestens ein Teil des so redu-
zierten Uberstundenvolumens kénnte dann zu
Neueinstellungen fiihren.

Aussichtsreicher erscheinen aber auch hier
selektive Strategien, die den vorhandenen
Arbeitszeit-Praferenzen bestimmter Gruppen
und den organisatorischen Méglichkeiten be-
stimmter Bereiche Rechnung tragen. Fiir sol-
che Lésungen gibt es in der Tat auch kurzfri-
stig gewisse Spielrdaume.

Wihrend die Mehrheit der Industriearbeiter-
schaft noch auf das volle Arbeitseinkommen
angewiesen ist, nehmen unter den héheren
Bildungs- und Einkommensgruppen bei den
Angestellten und Beamten die Freizeitprife-
renzen zu. Parallel zur Emanzipationsbewe-
gung der Frauen entwickeln sich hier auch
partnerschaftliche Familienstrukturen, in de-
nen beide Eltern sich Hausarbeit und Kinder-
erziehung teilen und beide die Selbstverwirk-
lichung im Beruf suchen. Gleichzeitig wichst
auch die Zahl der Einpersonenhaushalte.
Beide Gruppen sind zwar an Berufsarbeit in-
teressiert, aber nicht in gleicher Weise auf das
Volleinkommen angewiesen wie der allein-
verdienende Familienvater, der von den Indu-
striegewerkschaften in erster Linie reprisen-
tiert wird. Bei beiden Gruppen ist deshalb das
Interesse an (einkommensmindernder) Ar-
beitszeitverkiirzung schon jetzt auBergewhn-
lich groB und nimmt offenbar noch zu.

Allerdings sind diese Préferenzen mit der al-
lenfalls angebotenen Halbtagsarbeit (die zu-
meist den Verzicht auf jeden beruflichen Auf-
stieg einschlieBt) nicht angemessen zu reali-
sieren. Gefordert werden vielmehr flexible Re-
gelungen der Wochen- und Jahresarbeitszeit,
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die vermutlich iiberwiegend eher bei zwgj
Dritteln oder drei Vierteln der regulédren Vo).
arbeitszeit liegen werden. Organisatorisch wj.
ren derartige Regelungen in vielen Dienstle;.
stungsberufen wohl leichter durchzufiihren
als in der Industriearbeit.

Arbeitsmarktpolitisch motivierte Aktionen
hédtte man deshalb auch eher von den Beamtep
und Angestelltengewerkschaften erwarteq
kénnen als ausgerechnet von der IG Metal],
Jedenfalls kénnte hier die Marktfiihrerfunk.
tion bei der Entwicklung und Verwirklichung
flexibler Arbeitszeitregelungen durchaus vom
offentlichen Dienst ibernommen werden, und
die Arbeitsmarktpolitik tite gut daran, die &y.
Berst zdgernden Schritte der &ffentlichen
Dienstherren mit politischem Nachdruck (und
mit praktikablen Lésungsvorschldgen fiir die
noch offenen versorgungsrechtlichen Proble.
me) zu beschleunigen.

These 8: Die ,Anreicherung” des Arbeitsio.
senbestandes mit schwervermittelbaren Grup-
pen erfordert zusétzlich auch Strategien der
Umverteilung der Arbeitslosigkeit. Die bis.
herigen MalBnahmen zur Verbesserung der
Beschéftigungschancen schwervermittelbarer
Arbeitsloser waren wenig erfolgreich. Die
Ausweitung von ArbeitsbeschaffungsmaBnah-
men traditioneller Art ist arbeitsmarktpoli-
tisch wenig sinnvoll und politisch auch kaum
durchsetzbar. Die Férderung der Arbeitsauf-
nahme von ,Problemgruppen” ist finanziell al-
lein wenig erfolgreich; sie mull starker durch
sachliche Leistungen wie vorbereitende Traj-
ningsmaBnahmen, fortdauernde sozialpédago-
gische Betreuung und intensive Beratung und
Vermittlung unterstiitzt werden.

Wir haben oben dargelegt, daB die langan-
haltende hohe Arbeitslosigkeit schon jetzt zu
einer ,Anreicherung”" des Bestandes an
Arbeitslosen mit schwervermittelbaren Perso-
nen gefiihrt hat. Individuell sind solche Pro-
zesse der zunehmenden Ausgliederung aus
dem Arbeitsmarkt oft irreversibel; insgesamt
wird die Arbeitslosigkeit dadurch zuneh-
mend resistent auch gegeniiber einer steigen-
den Nachfrage nach Arbeitskrdften. Strate-
gien, die auf Beschiftigungsausweitung und
die Umverteilung des erreichbaren Beschéfti-
gungsvolumens gerichtet sind, miissen also er-
gianzt werden durch MaBnahmen, die gezielt
die Beschéftigungschancen von ,Problemgrup-
pen” verbessern.
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Solange iiberhaupt noch Arbeitslosigkeit be-
steht, bedeutet dies den Versuch einer Umver-
teilung von Beschiaftigungschancen innerhalb
des Bestandes von Arbeitslosen. Dagegen
wire vom moralischen Standpunkt aus auch
wenig einzuwenden: Wie neue Berechnungen
zeigen ®), betrégt die durchschnittliche Dauer
aller Arbeitslosigkeitsfédlle gegenwdrtig nur
noch etwa drei Monate bei den Méannern und
vier Monate bei den Frauen. Eine stidrkere An-
gleichung der Wiederbeschaftigungschancen
zugunsten der langerfristig (mehr als 6 Mona-
te) Arbeitslosen (auf die gegenwirtig rund 60
Prozent des gesamten in Arbeitslosigkeit ver-
brachten Zeitvolumens entféllt) und zu Lasten
der kurziristig (weniger als 1 Monat) Arbeits-
losen (die bei den Méannern derzeit etwa die
Hilite der Fille ausmachen) wire also fiir die
davon Benachteiligten noch keine Lebenska-
tastrophe. Die Einwendungen gegen Umver-
teilungsstrategien sind deshalb eher pragmati-
scher Art: Die Arbeitsmarktpolitik verfolgt
derartige Strategien seit langem und mit stei-
gendem finanziellen Aufwand — aber eben
bisher ohne durchschlagenden Erfolg.

Die ,ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen" im &f-
fentlichen und gemeinniitzigen Bereich errei-
chen inzwischen zwar durchaus die Zielgrup-
pen der ldngerfristig Arbeitslosen und der Al-
teren, der Frauen und der Personen mit ge-
sundheitlichen Einschrénkungen unter den
Arbeitslosen. Aber sie stoBen auch zuneh-
mend auf den Widerstand der Gewerkschaf-
ten und Personalrdte, die zum Teil mit Recht
die Herausbildung zweitklassiger Arbeitsver-
hdltnisse und Mitnehmereffekte zum Nachteil
der ,normalen” Stellenentwicklung der &ffent-
lichen Hénde kritisieren. Es ist deshalb nicht
sicher, ob die arbeitsmarktpolitisch dringend
erwiinschte Ausweitung und Verbesserung
des Instrumentariums der Arbeitsbeschaf-
fungsmaBnahmen politisch noch durchgesetzt
werden kann. :

Bei den auf den privaten Sektor bezoge-
nen Eingliederungsbeihilfen" dagegen haben
die Arbeitsimter Schwierigkeiten, die gefér-

‘) Dieter Freiburghaus, Verteilung der Dauer der
Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land 1977-1979, Berlin 1980: Publication Series of the
International Institute of Management IIM/80—2.
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derte Problemgruppenorientierung tatséch-
lich durchzuhalten. Die Unternehmen gewoh-
nen sich daran, bei der Einstellung von
Arbeitslosen die bis zu zweijihrige Lohn-
kosten-Subvention routinemaBig in Anspruch
zu nehmen. Wahrend 1974 im Durchschnitt
nur eine von 100 Vermittlungen in léngerfri-
stige Beschéftigungsverhiltnisse durch eine
Eingliederungsbeihilfe unterstiitzt wurde, war
der Anteil bis 1978 schon auf 9 Prozent ange-
stiegen. Dementsprechend hoch sind hier die
Mitnehmereffekte, die in unseren quantitati-
ven Wirkungsuntersuchungen festgestellt
wurden. Die Gewohnung an die Subvention
hat also die Eingliederungsbeihilfe als Instru-
ment zur gezielten Forderung der Beschifti-
gungschancen schwervermittelbarer Perso-
nengruppen erheblich entwertet.

Die eigentliche Schwierigkeit liegt allerdings
darin, daB eine bloBe finanzielle Subvention
die tatsdchlichen Bedenken der Arbeitgeber
gegen die Beschiftigung ,Schwervermittelba-
rer" kaum vollsténdig ausrdumen kann. Sie
richten sich gegen die bei ldangerfristiger
Arbeitslosigkeit eintretende Minderung der
Qualifikation und Belastbarkeit des betroffe-
nen Personenkreises und die deshalb zu er-
wartenden Stérungen der Arbeitsabldufe und
Widerstinde der Arbeitskollegen. Diese Be-
denken miissen ernst genommen werden,
wenn Eingliederungshilfen Erfolg haben sol-
len. Dabei zeigt die Erfahrung, daB die schein-
bar verlorene Arbeitsfahigkeit durchaus wie-
dergewonnen werden kann. Ubungsfirmen
und Trainingszentren der Arbeitsverwaltung
erzielen hier schon bemerkenswerte Erfolge.

Ahnlich erfolgreich sind aber offenbar auch
die intensive Beratung der Arbeitgeber und
die fortdauernde sozialpddagogische Betreu-
ung der Vermittelten wahrend einer lingeren
Sozialisations- und Einarbeitungsperiode. Die
Arbeitsverwaltung sollte vorrangig instand
gesetzt werden, die bereits vorhandenen An-
sidtze vorbereitender TrainingsmaBnahmen
und begleitender Betreuung auszuweiten und
wesentlich zu intensivieren. Damit kdnnte, so
ist aus unseren und anderen vorliegenden Un-
tersuchungen zu schliefen, die selektive
Wirksamkeit des Instruments der Eingliede-
rungsbeihilfen wesentlich gesteigert werden.
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Hermann Adam: Instrumente der Arbeitsmarktpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2/81, S. 3—19

Dieser Beitrag befaBt sich mit den Ursachen der mit Beginn der siebziger Jahre sprunghaft
angestiegenen und seitdem auf hohem Niveau verharrenden Arbeitslosigkeit. Er behandelt
die vorhandenen Instrumente zu ihrer Bekdmpfung und stellt dar, welche Grenzen den ein-
zelnen Instrumenten in ihrer Wirksamkeit gesetzt sind. Dabei geht er auch auf die Stand-
punkte der Sozialpartner ein.

Die Wirtschaft der Bundesrepublik steht vor folgendem Problem: Das Wachstum der Pro-
duktion wird in der néchsten Zeit niedriger sein; die Unternehmen bené&tigen daher weni-

er Arbeitskréfte als frither. Wichtigste Ursache fiir die niedrigere Wachstumsrate sind
Eittigungserscheinungen auf manchen Konsumgiitermirkten, die Rohstoffverteuerung, die
Verlagerung von Produktionsstdtten ins Ausland, die Fortentwicklung der internationalen
Arbeitsteilung und die mehrmaligen DM-Aufwertungen. Hinzu kommt als verschirfendes
Moment auf der Angebotsseite des Arbeitsmarktes die alljahrliche Zunahme des inlédndi-
schen Arbeitskraftepotentials bis 1990.

Zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit stehen Instrumente zur Verfiigung, die sowohl auf
die Nachfrage nach Arbeitskriften als auch auf das Angebot an Arbeitskriften einwirken.
Alle kdnnen zwar gewisse beschéftiﬁ;mgs&iahemde Erfolge fiir sich verbuchen, weisen je-
doch auch Mingel auf, so daB fraglich ist, ob es angesichts der auf uns zukommenden Pro-
bleme gelingt, die Arbeitslosenquote in der Zu t wesentlich zu driicken. Erforderlich ist
auf jeden Fall eine aktive Arbeitsmarktpolitik, die auf das gesamte verfiigbare Instrumenta-
rium zuriickgreift, damit ein weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit sich in Grenzen hilt.

Giinther Schmid: Arbeitsmarktpolitik. Erfahrungen und zukiinftige Auiga-
ben

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2/81, S. 21—29

Die gegenwiirtig ansteigende Arbeitslosigkeit und die eher diisteren Zukunftsaussichten
erfordern eine Besinnung auf die bisherigen Erfahrun(Fen der Arbeitsmarktpolitik. Ein sol-
cher Riickblick ist auch zur richtigen Einschétzung der gegenwdrtigen Lage und des zu-
kiinftigen Handlungsbedarfs notwendig, da die Erfgoige er Arbeitsmarkt- und Beschifti-
gungspolitik in den siebziger Jahren zum Teil auf Voraussetzungen beruhten, die zukiinftig
nicht mehr gelten werden.

Die Arbeitsmarktprobleme der siebziger Jahre wurden zu einem guten Teil durch den Ab-
bau der Beschéftigung von Ausléndern, Alteren und Frauen ,gelost”. Diese Alternative wird
der Politik kiinftig nicht mehr oder wenigstens nicht mehr in dem bisherigen Umfang zur
Verfligung stehen. Beschéftigungsprobleme werden daher stirker auf die registrierte
Arbeitslosigkeit durchschlagen als bisher und dann vermutlich auch politisch sensitivere
Gruppen, z. B. Jugendliche, treffen. Der gespaltene Arbeitsmarkt und die Struktur der gf-
'ﬁenwartigen Arbeitslosigkeit stellen dartiber hinaus besonders hohe Anforderungen an die
iinftige Arbeitsmarktpolitik.

Vor diesem Hintergrund werden Umfang, Struktur und Wirksamkeit der arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumente analysiert. Im Vergleich zu Schweden waren die Ausgaben fiir ,aktive
Arbeitsmarktpolitik" der Bundesrepublik bisher bescheiden. Der damit erreichte quantita-
tive Beschéftigungseffekt und der Wirkungsgrad waren jedoch beachtlich, so daB sich aus
dieser Perspektive eine weitere Ausdehnung aktiver Arbeitsmarktpolitik empfiehlt. Von
der Struktur her betrachtet ist jedoch eine weitere Umschichtung auf préventive MaBnah-
men geboten. Es wird vor allem fiir eine arbeitsmarktpolitische Flankierung selektiver
Wachstumspolitik, fiir eine Ausdehnung der Férderung beruflicher Qualifizierung und fiir
gnen dezentralen Ausbau der Infrastruktur fiir Beratungs- und Vermittlungsdienste pla-
ert.



	Instrumente der Arbeitsmarktpolitik
	I. Ursachen der Arbeitslosigkeit 
	II. Instrumente zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
	III. Nachfrage-oder angebotsorientierte Arbeitsmarktpolitik? 
	IV. Schlußfolgerungen — Aktive Arbeitsmarktpolitik für die achtziger Jahre 

	Arbeitsmarktpolitik. Erfahrungen und zukünftige Aufgaben
	I. Arbeitsmarktlage und arbeitsmarktpolitischer Handlungsbedarf 
	II. Umfang, Struktur und Wirksamkeit des gegenwärtigen arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 
	III. Der künftige Beitrag der Arbeitsmarktpolitik zur „Modernisierung der Volkswirtschaft" 


